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Einleitung 
Seitdem Menschenhandel zum Zwecke der 
Arbeitsausbeutung (MH/A) im Jahr 2000 in 
internationales Recht sowie im Jahr 2005 in 
deutsches Recht eingeführt wurde, gilt er als 
gravierende Menschenrechtsverletzung, ver-
gleichbar dem Menschenhandel zur sexuellen 
Ausbeutung.

Arbeitnehmer_innen werden durch anhal-
tende Täuschung, das Vorenthalten von Lohn, 
den Entzug von Aufenthaltspapieren, das Ab-
arbeiten unverhältnismäßig hoher Schulden, 
die Gewaltandrohung gegenüber ihnen oder 
ihren Familien sowie die Androhung der De-
nunziation ihrer möglicherweise fehlenden 
Arbeits- oder Aufenthaltsgenehmigung zur 
Aufnahme oder der Weiterführung von Tätig-
keiten gebracht. (Cyrus/Vogel/Boer 2010: 20; 
Franke/Schwarze/Garbrecht 2010:  10) Der-
artige Zwangsverhältnisse sind in Deutsch-
land innerhalb der Baubranche, der Saisonar-
beit, der Gastronomie, der Reinigungsbranche, 
der Prostitution sowie bei Tätigkeiten in Pri-
vathaushalten bekannt geworden. Bisher wa-
ren ausschließlich Migrant_innen1 von diesen 
Zwangsverhältnissen betroffen. Denn für Mi-
grant_innen gehen aus verschiedenen mögli-
chen Gegebenheiten ihres Migrationsprozes-
ses spezifische Verletzlichkeiten für extreme 
Arbeitsausbeutung bis hin zu MH/A hervor. 

1	  Der in dieser Arbeit verwendete Begriff „Mi

grant_innen“, soll ausschließlich auf Menschen verwei-

sen, auf deren Lebens- und Arbeitssituation Bedingun-

gen zutreffen, die innerhalb der Abschnitte dieser Arbeit, 

in denen der Begriff verwendet wird, beschrieben wer-

den.

Als Teil der weißen, deutschen Mehrheitsgesellschaft be-

finde ich mich als Verfasserin dieser Arbeit jedoch bei der 

Verwendung des Begriffs „Migrant_innen“ innerhalb des 

Kontexts von Verallgemeinerungen, Stereotypisierungen, 

Zuschreibungen und Markierungen, die mit diesem Be-

griff innerhalb wissenschaftlicher sowie gesellschaftspo-

litischer Diskurse verbunden sind.
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Zu diesen zählen:

3	�die Abhängigkeit vom Nachweis eines Ar-
beitsverhältnisses zum Erhalt oder der 
Verstetigung eines Aufenthaltstitels in 
Deutschland,

3	�hohe Kosten und Verschuldung für den 
Migrationsweg nach Deutschland, Ver-
mittlung von Arbeitsstellen und Visa, 

3	�Dequalifizierung auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt durch fehlende Anerkennung 
im Ausland erworbener Qualifikationen,

3	�mögliches Fehlen einer Aufenthalts- oder 
Arbeitserlaubnis sowie 

3	�fehlende soziale Netzwerke bei vorüber
gehendem Aufenthalt in Deutschland. 

Hinzu kommt, dass durch gängige Stereotype 
gegenüber Migrant_innen sowie bestehen-
de Lücken in der Unterstützungsstruktur die 
Rechte betroffener Arbeitnehmer_innen bis-
her in vielen Fällen nicht zur Geltung gebracht 
werden.

Die EU-Mitgliedsstaaten sind jedoch dazu 
verpflichtet, die Profiteur_innen von Men-
schenhandel strafrechtlich zu belangen. Aktu-
elle internationale Verträge verlangen ebenso, 
Betroffene dabei zu unterstützen, ihre Rechte 
durchzusetzen und Menschenhandel durch 
präventive Ansätze zu verhindern. 

Darauf reagiert das bundesweite Projekt 
bündnis gegen menschenhandel zur arbeits-
ausbeutung seit Oktober 2012. Das Projekt ist 
Teil des Bundesprogramms „XENOS – Inte-
gration und Vielfalt“ und wird bis Ende 2014 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales und dem Europäischen Sozialfonds geför-
dert. Das Land Brandenburg ist neben Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz eines 
der drei teilnehmenden Bundesländer.

Für den vorliegenden Situationsbericht 
arbeitsausbeutung und menschenhandel in 
brandenburg: erscheinungsformen, unter-
stützungsstrukturen und handlungsbedarf 
wurden einschlägige Publikationen und Sta-
tistiken für das Land Brandenburg recher-

chiert sowie Expert_innen-Gespräche durch-
geführt. Zum einen wird erhoben, ob sich For-
men von Arbeitsmigration, die als relevant be-
züglich MH/A gelten könnten, auch innerhalb 
des Landes Brandenburg als von Bedeutung 
erweisen. Zum anderen wird die derzeitige Be-
ratungs- und Unterstützungsstruktur für Mi-
grant_innen in Brandenburg hinsichtlich der 
Themengebiete Arbeitsausbeutung2 bis hin zu 
MH/A untersucht.

2	  Mit dem Begriff „Arbeitsausbeutung“ sollen in 

dieser Arbeit Situationen beschrieben werden, „die sich 

deutlich von üblichen Zwängen und Beschäftigungsstan-

dards im kompetitiven deutschen Arbeitsmarkt zu Un-

gunsten der Beschäftigten abheben.“ (Cyrus/Vogel/Boer 

2010: 42)
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Menschenhandel  
zum Zwecke der  
Arbeitsausbeutung

Nach § 233 StGB, zeichnet sich Menschen-
handel zum Zwecke der Arbeitsausbeutung 
dadurch aus, dass „(...) eine Person unter 
Ausnutzung einer Zwangslage oder der Hilf-
losigkeit, die mit ihrem Aufenthalt in einem 
fremden Land verbunden ist, (...) zur Aufnah-
me oder Fortsetzung einer Beschäftigung zu 
Arbeitsbedingungen, die in einem auffälligen 
Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen 
anderer Arbeitnehmerinnen oder Arbeitneh-
mer stehen, welche die gleiche oder eine ver-
gleichbare Tätigkeit ausüben, gebracht wird“. 

Als Zwangsmittel von Seiten der Täter_innen 
kommen in diesem Zusammenhang zur An-
wendung:

3	anhaltende Täuschung der 
	 Arbeitnehmer_innen,
3	Vorenthalten von Lohn, 
3	Entzug von Aufenthaltspapieren, 
3	�Abarbeiten unverhältnismäßig 
	 hoher Schulden, 
3	�Gewaltandrohung gegenüber Arbeitneh-

mer_innen oder deren Familien sowie 
3	�Androhung der Denunziation einer mögli-

cherweise fehlenden Arbeits- oder Aufent-
haltsgenehmigung der Arbeitnehmer_in-
nen. (Cyrus/Vogel/Boer 2010: 20; Fran-
ke/Schwarze/Garbrecht 2010: 10)

Fachberatungsstellen in Deutschland kom-
men immer wieder in Kontakt mit Menschen, 
deren Situation diesen Voraussetzungen ent-
spricht. In allen bisher bekannt gewordenen 
Fällen waren Migrant_innen betroffen. (KOK 
2011:  30)

Greifen Unterstützungsstrukturen – wie die 
Beratung durch eine Fachberatungsstelle, Un-
terbringung nach Loslösung von dem_der 

Arbeitgeber_in, der Status eines_einer Opfer
zeugen_Opferzeugin innerhalb eines Straf-
verfahrens wegen Menschenhandel mit dazu-
gehörigem Leistungsbezug nach Sozialgesetz-
buch und befristetem Aufenthaltstitel – wer-
den Betroffene möglicherweise dazu befähigt, 
Ansprüche, etwa auf ausstehenden Lohn oder 
Entschädigungen, durch Klagen durchzuset-
zen.

Derzeit findet eine solche befähigende Un-
terstützung allerdings kaum statt. Menschen-
handel zum Zwecke der Arbeitsausbeutung 
stellt innerhalb des Themenfelds Menschen-
handel ein relativ neues Thema dar. Während 
bezüglich Menschenhandels zum Zwecke 
sexueller Ausbeutung, auch Frauenhandel 
genannt, bereits seit 1949 internationale Ab-
kommen bestehen, wurde der Bereich MH/A 
erst im Jahr 2000 in ein solches Abkommen 
aufgenommen und im Jahr 2005 in deutsches 
Recht umgesetzt. (ebd.:  17ff) Auch dadurch 
bestehen bisher deutliche Lücken in der Un-
terstützungsstruktur: unter anderem fehlen 
Fachberatungsstellen und Unterbringungs-
möglichkeiten für Männer. Die Erfahrung mit 
der Durchführung von Strafverfahren in die-
sem Bereich ist relativ gering.

Der Straftatbestand Menschenhandel zum 
Zwecke der Arbeitsausbeutung gilt als sehr 
aufwendig nachzuweisen, insbesondere das 
Ziel des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin 
und der tatsächlich auf den_die Arbeitneh-
mer_in ausgeübte Zwang. (KOK 2011:  33) So 
werden wenige Fälle, die der Beschreibung des 
Tatbestands MH/A entsprechen, auch wirklich 
als MH/A strafrechtlich verfolgt. (ebd.:  43) 
Kommen überhaupt Verfahren zustande, wird 
vornehmlich Delikten wie Lohnwucher nach-
gegangen. (Cyrus/Vogel/Boer 2010:  53)

Dies führt dazu, dass Schutzmechanismen, 
die speziell für Opfer von Menschenhandel 
entworfen wurden – Aufenthaltserlaubnis 
und Unterbringung für die Dauer des Pro-
zesses, Bezüge nach Asylbewerberleistungs
gesetz – letztendlich nur für wenige potenziell 
Betroffene zur Anwendung kommen.
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Hinzu kommt, dass der Zugang zu Betroffenen 
und damit auch ihre Identifizierung besonders 
erschwert wird, bedingt durch gängige Ste-
reotype gegenüber Migrant_innen und durch 
diese legitimierte Diskriminierungen in vielen 
Bereichen des sozialen Alltags. Insbesondere 
auf dem Arbeitsmarkt führen diese zu Aus-
grenzungen und Abhängigkeitsverhältnissen, 
die den MH/A begünstigen.

Für Migrant_innen gehen jedoch aus ver-
schiedenen möglichen Gegebenheiten ihres 
Migrationsprozesses spezifische Vulnerabili-
täten für extreme Arbeitsausbeutung bis hin 
zu MH/A hervor. Diese können sein:

3	�Abhängigkeit vom Nachweis eines Arbeits
verhältnisses zum Erhalt oder der Verste-
tigung eines Aufenthaltstitels in Deutsch-
land, 

3	�hohe Kosten und Verschuldung für den 
Migrationsweg nach Deutschland, Ver-
mittlung von Arbeitsstellen und Visa,

3	�Dequalifizierung auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt durch fehlende Anerkennung 
im Ausland erworbener Qualifikationen, 

3	�mögliches Fehlen einer Arbeits- oder 
	 Aufenthaltserlaubnis, 
3	�fehlende soziale Netzwerke bei vorüber

gehendem Aufenthalt in Deutschland.

Damit ist die wirkungsvolle Bekämpfung und 
Prävention von Menschenhandel zum Zwecke 
der Arbeitsausbeutung insgesamt sehr stark 
mit Fragen verbunden, die sich bezüglich Ar-
beitsmigration sowie Arbeitsverhältnissen 
und -bedingungen von Migrant_innen stellen.

Die Auseinandersetzung mit der zahlenmäßi
gen Erfassung der Betroffenen von MH/A 
weltweit und in Deutschland bilden inner-
halb wissenschaftlicher Studien meist eigene 
Kapitel. Leider besteht wenig Vergleichbarkeit 
innerhalb der Erhebungsmethoden und eine 
eingeschränkte Nachvollziehbarkeit der zu-

grunde liegenden Definitionen. (Cyrus/Vogel/
Boer 2010:  88ff.; Follmar-Otto/Rabe 2009: 
64ff.;  Franke/Schwarze/Garbrecht  2010: 
24ff.)

Als besonders umfassend und gut dokumen-
tiert gilt eine Erhebung zum weltweiten Um-
fang von MH/A durch die Internationale Ar-
beitsorganisation (ILO). Sie beruht auf einer 
umfassenden Informationssammlung über 
einen Zeitraum von zehn Jahren und wurde 
2012 veröffentlicht.1 

Dieser Studie zufolge müssen weltweit min-
destens 14,2 Millionen Menschen Zwangs-
arbeit leisten, die meisten davon in Asien. 
(ILO 2012:  13) Für die Industrieländer – die 
EU-Staaten, Norwegen, Island, Schweiz, Is-
rael, USA, Kanada, Australien, Neuseeland, 
Japan – wird die Zahl der Personen, die von 
dieser Form der Arbeitsausbeutung betroffen 
sind, mit mindestens 1,5 Millionen angegeben. 
(ebd.) Daten zu einzelnen Staaten innerhalb 
dieser Ländergruppe wurden jedoch nicht 
veröffentlicht. 

Im Diskurs um Menschenhandel zum Zwe-
cke der Arbeitsausbeutung innerhalb der Eu-
ropäischen Union besteht allerdings dahinge-
hend ein Konsens, dass es sich durch beste-
hende Abhängigkeiten und Zwangslagen auf 
Seiten der Betroffenen um ein äußerst schwer 
zugängliches Feld von Menschenrechtsverlet-
zungen handelt, in dem eine hohe Dunkelzif-
fer an Fällen zu vermuten ist. (Cyrus/Vogel/
Boer 2010:  11)

Ausgangspunkt der vorliegenden empiri-
schen Studie ist also die Beobachtung, dass 
Fälle von MH/A häufig nicht erkannt und 
demnach nicht adäquat verfolgt werden. Das 
führt wiederum dazu, dass Betroffenen beste-
hende Schutzmaßnahmen nicht ausreichend 
zukommen und Täter_innen nicht konsequent 
belangt werden. (ebd.) 

1	 ILO-Global Estimate of Forced Labour in the 

World – Results and Methodology, Genf 2012.
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Das Land Brandenburg
Unter den drei an dem bundesweiten Projekt 
bündnis gegen menschenhandel zur arbeits-
ausbeutung teilnehmenden Bundesländern 
stellt das Land Brandenburg das einzige ost-
deutsche Bundesland dar.

Es ist mit 29.477 km2 das größte Flächen-
land innerhalb Ostdeutschlands und befindet 
sich damit in Deutschland territorial an fünf-
ter Stelle. Bei einer Bevölkerung von ca. 2,5 
Millionen Menschen besitzt es jedoch eine 
sehr geringe Bevölkerungsdichte von durch-
schnittlich 86 Einwohner_innen pro km2 
(Bundesdurchschnitt 230 Einwohner_innen 
pro km2). Dieser Wert wird im Norden des 
Landes sogar noch deutlich unterschritten, so 
zum Beispiel von den Landkreisen Prignitz 
(40 Einwohner_innen pro km2), Ostprignitz-
Ruppin (42 Einwohner_innen pro km2) und 
Uckermark (44  Einwohner_innen pro km2). 
Im Umland von Berlin leben hingegen über 
217 Einwohner_innen pro km2. (Büchner/
Franzke 2009:  34)

Brandenburg ist ein vorwiegend agrarisch 
strukturiertes Land. Wälder bedecken mehr 
als die Hälfte seiner Fläche, ein Drittel seiner 
Fläche bilden Seen. (ebd.)

So sind ca.  3  Prozent der sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten brandenburgi-
schen Arbeitnehmer_innen im primären Sek-
tor tätig. (ebd.) Dahingegen sind ca. 26 Prozent 
der Arbeitnehmer_innen im sekundären und 
70 Prozent im tertiären Sektor beschäftigt. Im 
Bundesgebiet West sind im Vergleich hierzu ca. 
0,6 Prozent der Beschäftigten im primären, ca. 
31 Prozent im sekundären und ca. 68 Prozent 
im tertiären Sektor tätig. (Landesministeri-
um für Arbeit 2012: 28)

Dies verweist auf eine im Vergleich mit 
Westdeutschland ungünstigere Wirtschafts-
struktur des Landes Brandenburg mit einem 
geringeren Industrieanteil. So betrug der An-
teil des produzierenden Gewerbes (ohne Bau-
gewerbe) an der Bruttowertschöpfung 2010 
20,7 Prozent, in Westdeutschland lag er bei 
24,5 Prozent (ebd.:  13).
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Der Aufbau einer wettbewerbsfähigen indus-
triellen Basis mit forschungs- und technolo-
gieintensiven, umweltorientierten Industrie-
zweigen wird als eine der Hauptherausforde-
rungen für die Wirtschaftsstruktur des Lan-
des angeführt. Gegenwärtig ist dessen Unter-
nehmensstruktur durch kleine und mittlere 
Unternehmen (99, 5 Prozent) geprägt, die eine 
vergleichsweise geringe Eigenkapitalbasis, un-
ter anderem für betriebseigene Forschung und 
Entwicklung, besitzen. (Büchner/Franzke 
2009: 115)

Darüber hinaus wird hier angeführt, dass 
das Gefälle in der Verteilung von Indust-
rie, Gewerbe und Dienstleistungen zwischen 
Standorten in peripheren Gebieten und sol-
chen im sogenannten „Speckgürtel“ um Berlin 
eher größer denn kleiner geworden sei. (ebd.)
Hier wird eine weitere Besonderheit des 
Landes Brandenburg, als „Land ohne Mitte“, 
deutlich. (ebd.:  40) Im Zentrum Branden-
burgs liegt die Bundeshauptstadt Berlin, die 
zugleich ein eigenständiges Bundesland dar-
stellt. Die Länder Berlin und Brandenburg bil-
den einen Lebens- und Wirtschaftsraum mit 
engen Verflechtungen und im europäischen 
Maßstab eine gemeinsame Region. (ebd.) Das 
Spannungsverhältnis und die räumlichen Dis-
paritäten zwischen der Metropole Berlin und 
dem überwiegend ländlich geprägten Raum 
Brandenburg sind einzigartig in Deutschland. 
(ebd.)

Eine weitere Besonderheit Brandenburgs 
stellt die Demografie dar. Demografische 
Probleme kumulieren hier wie in kaum einer 
anderen Region in Deutschland. Den Kern 
dieser Probleme bilden drei Dimensionen: 
die Abwanderung in den Süden und Westen 
Deutschlands, die Binnenwanderung in Rich-
tung Berliner Umland und die alternde Gesell-
schaft. (ebd.:  99)

Etwa 85 Prozent des für Brandenburg pro-
gnostizierten Bevölkerungsrückgangs werden 
in den berlinfernen Regionen Brandenburgs 
durch das sogenannte „Geburtendefizit“ ver-
ursacht. Auch die Abwanderung in den Süden 
und Westen Deutschlands, in Form einer Ar-

beitsmigration gut ausgebildeter junger Men-
schen, die in Brandenburg keinen Arbeitsplatz 
finden, betrifft vornehmlich die peripheren 
Regionen Brandenburgs. (ebd.:  101) Die Re-
gion ist schließlich durch eine starke Binnen-
wanderung gekennzeichnet, die vor allem aus 
der Peripherie und Berlin in Richtung Berliner 
Umland stattfindet. (ebd.:  102)

Die Landesregierung versucht diesen Ent-
wicklungen unter anderem durch die Zuwan-
derung ausländischer Facharbeitskräfte nach 
Brandenburg sowie durch Rückholstrategien 
für junge Brandenburger_innen, die andern-
orts eine Ausbildungsstelle oder Arbeit gefun-
den haben, entgegen zu wirken. (ebd.:  104)

Eine weitere Besonderheit Brandenburgs 
stellt sein Grenzraum zu Polen dar. Zur För-
derung der wirtschaftlichen und soziokultu-
rellen Kontakte mit den östlichen Nachbarn 
Deutschlands, Polen und Tschechien, sind 
seit 1991 eine Reihe grenzüberschreitender 
Euroregionen gebildet worden. Brandenburg 
ist an drei deutsch-polnischen Euroregionen 
beteiligt: Pro Europa Viadrina, Spree-Neiße-
Bober sowie Pomerania. (ebd.:  150) Die He-
rausforderungen, die mit dem Beitritt Polens 
zur EU 2004 und zum Schengen-Raum 2007 
verbunden wurden, wurden in der Vergangen-
heit als „Chancen und Probleme“ beschrieben. 
(ebd.:  153) Die Chancen haben sich aus ökono-
mischer, deutscher Perspektiv darin bestätigt, 
dass der Außenhandel nach Polen weiterhin 
überproportional gewachsen ist. Polen liegt 
nun an erster Stelle der brandenburgischen 
Exportländer, gleichauf mit den USA. Die Ge-
winne aus dem Außenhandel mit Polen liegen 
damit viermal so hoch wie im bundesdeut-
schen Durchschnitt. (ebd.) 

Probleme wurden für den Arbeits- und 
Dienstleistungsmarkt erwartet, weshalb Be-
schränkungen der Dienstleistungsfreiheit 
und der Arbeitnehmerfreizügigkeit für pol-
nische Staatsbürger_innen bis April 2011 be-
fürwortet wurden. Jedoch lässt sich seit dem 
Ende dieser Übergangsfrist im Mai 2011 keine 
deutliche Veränderung im Zuzug sowie in den 
Pendelbewegungen aus Polen nach Branden-
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burg beobachten. Auch die ständig sinkenden 
Arbeitslosenzahlen in Brandenburg aus dem 
Jahr 2011 blieben unbeeinflusst. (Landtag 
Brandenburg 2012) 

Es bleibt festzustellen, dass für Brandenburg 
ausschließlich der Gruppe polnischer Grenz-
pendler_innen, die täglich aus den grenz-
nahen Regionen Polens nach Brandenburg 
pendeln, um dort zu arbeiten, eine besondere 
Bedeutung zukommt. Für Zuwanderung aus 
Polen nach Deutschland, die mit einem Wohn-
sitz oder längeren Aufenthalt in Deutschland 
verbunden ist, spielt Brandenburg auf Grund 
der Arbeitsmarktlage im bundesdeutschen 
Vergleich keine hervorgehobene Rolle. (ebd.)

3.1. Zuwanderung
Insgesamt ist der Anteil der Zugewanderten 
in den ostdeutschen Ländern deutlich niedri-
ger als in den westdeutschen. Hatten die ost-
deutschen Bundesländer in 2011 einen auslän-
dischen Bevölkerungsanteil von 1,6 Prozent 
(Thüringen) bis 2,1 Prozent (Sachsen) – in 
Brandenburg waren es 1,9 Prozent , so lag der 
Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung 
in den westlichen Bundesländern zwischen 
4,7  Prozent (Schleswig-Holstein), 10,2  Prozent 
(Hessen), 11,2  Prozent (Baden-Württemberg), 
13,1  Prozent (Hamburg) und 13,5  Prozent 
(Berlin).1

Unterschiede bestehen auch hinsichtlich der 
Art des Aufenthaltstitels. Während die Mehr-
heit der Ausländer_innen in den westdeut-
schen Bundesländern über einen verfestig-
ten und dauerhaften Aufenthaltstitel verfügt 
(63,7 Prozent), sind dies in den ostdeutschen 
Bundesländern deutlich weniger (47,7  Pro-
zent). Damit hat eine Mehrzahl von Auslän-
der_innen keinen dauerhaft gesicherten Auf-
enthalt (52,3  Prozent). (Integrationsbeauf-
tragte 2009: 15)

1	 Statistisches Bundesamt: https://www.desta

tis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelke-

rung/MigrationIntegration/AuslaendischeBevolke-

rung/Tabellen/Bundeslaender.html, Stand: 13.11.2012

Viele der Zugewanderten bringen hohe beruf-
liche Qualifikationen aus ihren Herkunftslän-
dern mit. So verfügen ungefähr dreiviertel der 
jüdischen Kontingentflüchtlinge über einen 
Universitäts- oder Fachhochschulabschluss. 
Auch von den Spätaussiedler_innen verfügen 
mehr als zwei Drittel über einen Universitäts-, 
Fachhochschul- oder Technikumsabschluss. 
(ebd.: 18) Bei Vietnames_innen, die als Ver-
tragsarbeiter_innen in die DDR kamen, liegen 
sehr hohe Bildungsaspirationen vor. Eben-
so weist die Gruppe der Asylsuchenden und 
Flüchtlinge oft hohe Qualifikationen vor. Es 
sind in der Regel nicht die bildungsfernen 
Schichten, die über die Ressourcen sowohl so-
zialer als auch materieller Art verfügen, die es 
ihnen ermöglichen, den Weg in ein EU-Land 
auf sich zu nehmen. (ebd.: 19)

So wird in einer Studie über Flüchtlings-
frauen darauf hingewiesen, dass ein Drittel 
der Befragten über einen Hochschulabschluss, 
ein weiteres Drittel mindestens über einen Re-
alschulabschluss verfügte, fast alle befragten 
Frauen mindestens zwei Sprachen sprechen 
konnten und ausgeprägte Kompetenzen in den 
verschiedensten Bereichen aufwiesen. (ebd.)
Hier ergibt sich zudem ein deutlicher Unter-
schied zwischen west- und ostdeutschen Bun-
desländern. In letzteren verfügt ein größerer 
Anteil der Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund über hohe Qualifikationen (46,4 Pro-
zent im Vergleich zu 59,7 Prozent). (ebd.)

Trotz der hohen Qualifikationen der Zuge-
wanderten in den ostdeutschen Bundeslän-
dern bleibt die Arbeitsmarktintegration prob-
lematisch. Dies liegt zum einen an Problemen 
des Spracherwerbs. Auch nach einem Grund-
kurs Deutsch reichen die Sprachkenntnisse 
für eine qualifizierte Berufsausübung häufig 
nicht aus, es fehlt die Fachsprache Deutsch. 
Noch wichtiger sind jedoch die Probleme bei 
der Anerkennung der ausländischen Berufs-
abschlüsse, die mit sehr hohen Hürden ver-
bunden ist. (ebd.: 22)
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Eine große Hürde stellt auch die Arbeitsmarkt-
situation in Brandenburg dar. Da die Arbeits-
marktlage hier generell nach wie vor ange-
spannt ist, haben Zugewanderte noch stärker 
eingeschränkte Chancen als die Einheimi-
schen, einen Arbeitsplatz zu finden. Zwar hat 
sich die Belebung des Arbeitsmarkts in 2008 
auch positiv auf Ausländer_innen ausgewirkt. 
Die gruppenspezifische Arbeitslosenquote 
bleibt jedoch erheblich. So sind deutlich mehr 
Zugewanderte in Ostdeutschland abhängig 
von öffentlichen Transferleistungen als in den 
westlichen Bundesländern. (ebd.: 23)

In dieser Situation suchen viele Zugewan-
derte einen Ausweg in der Selbstständigkeit. 
Der Anteil der selbstständigen Zugewanderten 
liegt in den ostdeutschen Bundesländern dop-
pelt so hoch wie in den westdeutschen. Er liegt 
auch doppelt so hoch wie unter der Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund in Deutsch-
land. (ebd.)
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Erscheinungsformen 
von Arbeitsausbeutung 
und Menschenhandel in 
Brandenburg
Um das Thema Migration nach Brandenburg 
unter ökonomischen Aspekten zu analysieren 
und sich vorliegenden Erscheinungsformen 
von Arbeitsausbeutung, speziell von Migran-
ten_innen, bis hin zu Menschenhandel anzu-
nähern, wurden für diesen Bericht einschlägi-
ge Publikationen und Statistiken ausgewertet 
sowie Expert_innen-Gespräche durchgeführt. 

Partner_innen für diese Gespräche waren 
die vom Land Brandenburg geförderten über-
regionalen flüchtlingsberatungsstellen, die 
Integrationsbeauftragten der Landkreise, die 
Berater_innen innerhalb des Projekts bleibnet 
plus für Brandenburg, Selbstorganisationen 
von Flüchtlingen, Vereine spezifischer Grup-
pen von Migrant_innen, gewerkschaftliche 
Beratungsstellen, Anwält_innen, Seelsorger_
innen sowie die Finanzkontrolle Schwarzar-
beit in Brandenburg. Im Folgenden werden 
die Erkenntnisse, die aus diesen Gesprächen 
hervorgehen, zusammengefasst dargestellt.

4.1. 
Arbeitsmarktbezogene 
Diskriminierung  
von Migrant_innen

Nachfrage auch in unqualifizierten  
Arbeitsmarktbereichen
In Darstellungen zur Nachfrage nach Arbeits-
migranten_innen in Brandenburg wird au-
ßerhalb der landwirtschaftlichen Saisonarbeit 
fast ausschließlich eine Nachfrage in qua-
lifizierten Bereichen des Arbeitsmarkts be-
schrieben. (Landtag Brandenburg 2012) Als 
Ergänzung dieser Darstellungen ging jedoch 
aus Gesprächen mit Fachberatungsstellen für 
Migranten_innen hervor, dass vor allem im 
Bereich Zeit- bzw. Leiharbeit eine erhebliche 



21 Kapitel 4 | Erscheinungsformen von Arbeitsausbeu-
tung und Menschenhandel in Brandenburg	

 3                          

Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften 
besteht.

Die größte Gruppe von Migranten_innen 
stellen hier polnische Arbeitnehmer_innen 
dar. Sie werden von Personaldienstleistungs-
firmen in Berlin, Potsdam und weiteren Ge-
meinden in Brandenburg als Zeit- beziehungs-
weise Leiharbeitnehmer_innen eingestellt 
und werden vornehmlich in den Logistik-Zen-
tren in Großbeeren und Ludwigsfelde tätig. 
Einige Personaldienstleister vermitteln aus-
schließlich polnische Arbeitnehmer_innen. 
Diese stellen die größte Gruppe von Arbeit-
nehmern_innen in den Einsatzorten Groß-
beeren und Ludwigsfelde dar und arbeiten 
dort unter anderem in der Sortierung von Alt-
glas sowie der Verpackung und dem Versand 
von Kleidung.

Meist pendeln die Arbeitnehmer_innen täg-
lich aus den an Brandenburg grenzenden Re-
gionen Polens oder aus Berlin zu den Arbeits-
orten in Brandenburg.

Als Form atypischer Beschäftigung zählen 
diese Beschäftigungsformen zum Anteil des 
flexibilisierten Arbeitsmarktbereichs.1 Hier-
mit sind verlängerte Probezeiten, verkürzte 
Kündigungsfristen und flexibilisierte Arbeits-
zeitregelungen verbunden. Zusätzlich wurden 
den befragten Beratungsstellen durch polni-
sche Arbeitnehmer_innen hohe körperliche 
Belastungen durch stetig erhöhte Akkordan-

1	  Der Begriff der atypischen Beschäftigung wird 

zur Abgrenzung von sogenannten Normalarbeitsverhält-

nissen verwendet. Letztere sind auf Dauer angelegt (un-

befristet), haben ein an Vollzeit orientiertes Arbeitszeit-

muster und unterliegen der Sozialversicherungspflicht. 

Atypische Beschäftigungsverhältnisse weichen hiervon 

hinsichtlich der Versicherungspflicht und der Dauer des 

Beschäftigungsverhältnisses oder -umfangs ab. Hier-

zu zählen Teilzeitbeschäftigung, Minijobs, Zeitarbeit/

Leiharbeit, befristete Arbeitsverhältnisse und durch 

gesetzliche Arbeitsförderinstrumente geschaffene Be-

schäftigungsverhältnisse. Der Anteil atypischer Beschäf-

tigungsverhältnisse an allen Beschäftigten wird auch als 

Flexibilisierungsgrad bezeichnet. (Landesministerium 

für Arbeit 2012: 25)

forderungen beschrieben. Hinzu kommen ge-
schilderte psychische Belastungen durch eine 
strenge Trennung polnischer Arbeitnehmer_
innen und deutschen Sicherheitspersonals an 
den Arbeitsorten und das von diesem ausge-
henden diskriminierenden Verhalten gegen-
über den Beschäftigten.2

Migrant_innen mit unsicherem Aufent-
haltsstatus als Arbeitnehmer_innen
Wie in Abschnitt 3 dieses Berichts dargestellt 
ist der Anteil der ausländischen Bevölkerung 
ohne gesicherten Aufenthaltsstatus in ost-
deutschen Bundesländern im Vergleich zu 
westdeutschen Bundesländern deutlich höher. 
Dies führt auch zu einer deutlichen Relevanz 
von Arbeitsverhältnissen von Arbeitnehmer_
innen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus in 
Brandenburg.

Als Migrant_innen mit unsicherem Aufent-
haltsstatus werden hier Menschen mit einer 
Aufenthaltsgestattung (während der Dauer 
eines Asylverfahrens), einer Duldung (Asyl-
verfahren beendet, Abschiebung jedoch aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht 
möglich) und einer zeitlich befristeten Aufent-
haltserlaubnis beschrieben.3

Migrant_innen, die sich seit einem Jahr mit 
einer Aufenthaltsgestattung oder Duldung in 
Deutschland aufhalten, können eine Beschäf-
tigungserlaubnis erhalten. Diese Gruppe von 
Arbeitnehmer_innen unterliegt jedoch einem 
nachrangigen Arbeitsmarktzugang, der eine 
Arbeitsmarktprüfung vor Erteilung einer Be-
schäftigungserlaubnis vorsieht. (Integrati-
onsbeauftragte 2009: 74)

2	  Es wurde auch ein Fall eines physischen Über-

griffs von Sicherheitskräften auf Arbeitnehmer geschil-

dert. Die beschriebenen Sicherheitskräfte schlugen die 

betroffenen Arbeitnehmer auf einem zum Firmengelän-

de gehörenden Parkplatz.

3	  https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/

GesellschaftStaat/Bevoelkerung/MigrationIntegration/

AuslaendischeBevolkerung/Tabellen/Aufenthaltsrecht-

licherStatus.html, zuletzt abgerufen: 18.11.2012.
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Die schwierige Situation von langjährig gedul-
deten Flüchtlingen und die daraus folgende 
politische und öffentliche Diskussion haben 
dazu geführt, dass ein Konsens über die Not-
wendigkeit einer Bleibeperspektive für diese 
Gruppe von Flüchtlingen gefunden wurde, 
der in einer Bleiberechtsregelung in Form ei-
nes IMK-Beschlusses im Jahr 2006 mündete. 
(ebd.: 72) 

Voraussetzungen für die Erteilung und den 
Fortbestand einer zeitlich befristeten Auf-
enthaltserlaubnis im Rahmen dieser Bleibe-
rechtsregelung sind, neben erforderlichen 
Mindestaufenthaltszeiten, der Nachweis der 
Lebensunterhaltssicherung durch Erwerbs-
tätigkeit sowie ausreichende Kenntnisse der 
deutschen Sprache. (ebd.)

Angesichts der besonderen Arbeitsmarkt-
situation in Brandenburg – vor allem in den 
strukturschwachen Regionen – und der Vor-
rangprüfung ist die Beschäftigung von Flücht-
lingen jedoch sehr gering. (ebd.: 74) Insgesamt 
liegen die Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Asylbewerber_innen und geduldete Flüchtlin-
ge fast immer im gering qualifizierten Bereich, 
auch wenn sie zum Teil hohe Qualifikationen 
aus ihren Heimatländern mitbringen. (ebd.)

Mangels Identifikations-, Einstufungs- und 
Zertifizierungsmöglichkeiten der mitgebrach-
ten Qualifikationen – insbesondere bei den 
aus außereuropäischen Ländern Zugewander-
ten – erfährt die Mehrheit der Zugewanderten 
fast systematisch eine Degradierung ihrer be-
ruflichen Fachkenntnisse. Häufig werden sie 
daher als ungelernte Arbeitskräfte eingestuft, 
mit der Folge, dass erworbene Qualifikationen 
und langjährige Berufserfahrungen nicht zur 
Geltung kommen können. (ebd.: 65)
In den Gesprächen mit Berater_innen des 
bleibnet plus für Brandenburg – ein Netzwerk 
zur nachhaltigen Integration von Bleibebe-
rechtigten und Flüchtlingen in den Arbeits-
markt – sowie mit den Integrationsbeauf-
tragten, allen weiteren Beratungsstellen für 
Migrant_innen, den Organisationen women in 
exile, refugees emancipation und song hong 
e.v. wurde jedoch deutlich, dass vor allem aus 

der Situation, die Sicherung des eigenen Le-
bensunterhalts durch Erwerbstätigkeit zum 
Erhalt oder für die Verstetigung eines Aufent-
haltstitels in Deutschland nachweisen zu müs-
sen, ein enormer Druck entsteht, auch äußerst 
prekäre Arbeitsverhältnisse anzunehmen 
oder darin zu verbleiben.

Ein Fallbeispiel soll dies verdeutlichen:
Frau Z., die zum Zeitpunkt des Gesprächs vor 
elf Monaten von Somalia nach Deutschland 
einreiste, hier einen Asylantrag stellte und 
seitdem im Land Brandenburg untergebracht 
ist, suchte eine Arbeitsstelle, um die geringen 
Zuwendungen nach Asylbewerberleistungs-
gesetz für ihrerseits notwendige Ausgaben 
auszugleichen. Da sie zu diesem Zeitpunkt 
weniger als 12 Monate in Deutschland lebte, 
war ihr bislang kein offizieller Arbeitsmarkt-
zugang (in Verbindung mit einer Vorrangprü-
fung) möglich.

Sie war für die Arbeitssuche aus diesem 
Grund auf eine Vermittlerin angewiesen, die 
für Migrant_innen ohne Aufenthaltsstatus 
oder Arbeitserlaubnis unter anderem Namen 
Arbeitsstellen vermittelt. Meist sind dies Ar-
beitsstellen in der Hotel- bzw. Gebäudereini-
gung oder weiteren Dienstleistungsbereichen.
So wurde Frau Z. in der Zimmerreinigung 
eines Berliner Hotels tätig. Alle Formalitäten 
mit der Servicefirma, die vom Hotel mit der 
Reinigung beauftragt wurde, wurden durch 
die Vermittlerin getätigt. Mit dieser wurde 
vereinbart, dass Frau Z. für die Reinigung ei-
nes Zimmers drei Euro erhalte, von denen 1 
Euro durch die Vermittlerin einbehalten wer-
de. Frau Z. gab an, für die komplette Reinigung 
eines Zimmers, mit der sie beauftragt wurde, 
durchschnittlich eine Stunde gebraucht zu ha-
ben. Pro Arbeitstag, an dem sie durchschnitt-
lich zehn Stunden unter hohem Zeitdruck tätig 
war, hätte sie demnach 20 Euro erhalten sol-
len.

Die äußerst belastende körperliche Arbeit 
unter diesen Lohnbedingungen war für Frau 
Z. physisch und psychisch nach vier Wochen 
nicht weiter möglich. Frau Z. teilte der Ver-
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mittlerin mit, dass sie die Arbeit nicht weiter 
ausführen würde. Die Vermittlerin teilte Frau 
Z. bezüglich der Auszahlung des ihr zuste-
henden Lohns mit, dass sie sich derzeit in fi-
nanziellen Schwierigkeiten befinde und Frau 
Z. nicht bezahlen könne, dies aber innerhalb 
eines Monats tun werde. Zum Zeitpunkt des 
Gesprächs waren bereits fast drei Monate ver-
gangen, in denen die Vermittlerin weiterhin 
nicht bereit war, den ausstehenden Lohn aus-
zuzahlen.

Frau Z. gab an, in der Zwischenzeit von meh-
reren Personen, die für die Vermittlerin tätig 
waren, erfahren zu haben, dass ihre Löhne 
nicht ausbezahlt wurden.

Frau Z. berichtete während des Gesprächs, 
dass sie die Arbeit wegen der äußerst belas-
tenden Arbeitsbedingungen und der geringen 
Lohnvereinbarung beendet habe. Sie hätte 
dies aber nicht getan, wenn ihr bereits ein 
befristeter Aufenthaltstitel in Deutschland 
in Aussicht gestellt oder erteilt worden wäre, 
sie das Arbeitsverhältnis offiziell eingegangen 
wäre und zum Erhalt oder der Verstetigung 
dieses befristeten Titels gebraucht hätte. Sie 
kenne mehrere Personen, die unter den glei-
chen Bedingungen mit einer Arbeitserlaubnis 
und ohne Vermittler_in tätig seien und diese 
Arbeit ausführen würden, um ihren Aufent-
halt in Deutschland nicht zu gefährden.

Eine Vermittlung in den Arbeitsmarkt, wie sie 
innerhalb des bleibnet plus-Projektes vorge-
sehen ist – eventuell vorhandene Qualifikati-
onen werden übersetzt und anerkannt, Wei-
terbildungen oder Umschulungen ermöglicht 
und die Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt 
werden genau untersucht –, erweist sich vor 
dem Hintergrund des Drucks, ein Arbeits-
verhältnis nachweisen zu müssen, meist als 
zu zeitaufwendig. Vor allem jedoch birgt die 
Unsicherheit, ob eine Arbeitsplatzvermittlung 
erfolgreich sein wird, vor diesem Hintergrund 
ein zu hohes Risiko für die Arbeitsuchenden. 
So werden innerhalb der Tätigkeit des Projekts 
vor allem Arbeitsverhältnisse im Niedriglohn-
sektor des Dienstleistungsbereichs – wie der 

Hotel-, Gebäude- und gastronomischen Reini-
gung und der Gebäudesicherheit – sowie des 
fleischverarbeitenden Gewerbes an verschie-
denen Standorten in Brandenburg vermittelt.
Häufig werden prekäre Arbeitsbedingungen – 
Kündigungen im Krankheitsfall, keine be-
zahlten Urlaubstage, längere Arbeitszeiten als 
zuvor vereinbart und ein Umgehen der Min-
destlöhne – geschildert. Auch sind die Tätig-
keiten meist physisch äußerst anspruchsvoll. 
Im Bereich der Reinigung sind hohe Mindest-
anzahlen zu reinigender Zimmer oder Flächen, 
im Bereich der Küchenreinigung sehr schwere 
Geschirrmengen der Grund hierfür. Innerhalb 
der Küchenreinigung kommt es den Schilde-
rungen gegenüber den Berater_innen zufolge 
zusätzlich häufig zu Arbeitsunfällen.

Psychische Belastungen gehen in einer ho-
hen Anzahl der geschilderten Fälle aus einer 
rassistischen Diskriminierung am Arbeits-
platz hervor. Diese geht meist in subtiler Form 
von Arbeitgeber_innen, Vorarbeiter_innen 
und Kolleg_innen aus. Sie wirkt sich häufig 
auf zugewiesene Tätigkeiten aus. So wurden 
Bedingungen geschildert, in denen es als 
selbstverständlich voraus gesetzt wurde, dass 
betroffene Arbeitnehmer_innen als einzige 
Beschäftigte während der Pausenzeiten zur 
Erledigung anfallender Tätigkeiten aufgefor-
dert wurden und körperlich vergleichsweise 
schwerere Aufgaben zugewiesen bekamen.

Auch wird innerhalb des angeführten Fall-
beispiels auf die spezifische Situation von Mi-
grant_innen ohne Arbeitserlaubnis oder ohne 
Aufenthaltserlaubnis, auch undokumentierte 
Migrant_innen genannt, verwiesen. Aus den 
geführten Expert_innen-Gesprächen geht 
hervor, dass diese vergleichbar prekären Ar-
beitsbedingungen ausgesetzt sind, wie die 
Gruppe von Migrant_innen mit unsicherem 
Aufenthaltsstatus. Bei Migrant_innen ohne 
Arbeits- bzw. Aufenthaltserlaubnis besteht 
jedoch zusätzlich die Angewiesenheit auf 
Mittler_innen, die Arbeitsverhältnisse unter 
einem anderen Namen vermitteln oder Per-
sonen, die ihnen ihre Papiere zur Ausübung 
von Tätigkeiten zur Verfügung stellen. Inner-
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halb der Expert_innen-Gespräche wurden 
Fälle geschildert, in denen der Lohn für aus-
geübte Tätigkeiten durch den_die Mittler_in, 
die Person, die Papiere zur Verfügung stellte 
oder den_die Arbeitgeber_in nicht ausbezahlt 
wurden. Allerdings bestehen für Migrant_in-
nen ohne Arbeitserlaubnis sowie undokumen-
tierte Migrant_innen besonders hohe Hürden 
bei der Durchsetzung arbeitsrechtlicher An-
sprüche. Diese gehen aus der in Deutschland 
bestehenden Übermittlungspflicht aufent-
haltsrechtlicher Erkenntnisse an Behörden 
der Migrationskontrolle, wie Ausländerbehör-
den, hervor. (§ 87, Abs. 2, AufenthG; Vogel 
2008:  4) Der Zugang zu Rechtsschutz stellt 
zwar ein universelles Menschenrecht dar und 
ist damit unabhängig vom Aufenthaltsstatus 
einer Person. De jure besteht somit auch in 
Deutschland der Zugang undokumentierter 
Migrant_innen zu Arbeitsgerichten, de facto 
wird dieser Zugang durch die Bestimmungen 
zur Datenweitergabe jedoch verwehrt, denn 
das Einfordern arbeitsrechtlicher Ansprü-
che geht hierdurch mit der Gefährdung des 
Aufenthalts einher.4 (Stobbe 2004:  155) Der 
aus der Übermittlungspflicht hervorgehende 
eingeschränkte Zugang undokumentierter 
Migrant_innen zu grundlegenden menschen-
rechtlichen Ansprüchen5 in Deutschland wird 
auch von internationalen Menschenrechtsor-
ganisationen als der dringenden Veränderung 
bedürftig beurteilt. (Vogel 2008:  3) 

4	  Der Praxis deutscher Arbeitsgerichte kann 

unter anderem die Praxis amerikanischer Arbeitsge-

richte gegenüber gestellt werden. Eine Ermittlung des 

aufenthaltsrechtlichen Status durch Arbeitsgerichte ist 

hier nicht vorgesehen. (Stobbe 2004:  155) Damit wird 

explizit das Ziel verfolgt, einen ungehinderten Zugang zu 

Arbeitsgerichten zu ermöglichen. (ebd.:  194) Das Klage-

recht soll nicht ausschließlich de jure, sondern auch de 

facto bestehen. (ebd.)

5	  Weitere Ansprüche bestehen in diesem Zu-

sammenhang auf Gesundheitsversorgung sowie Schul-

bildung für Kinder. (Vogel 2008:  3)

Zusammenfassung hinsichtlich  
arbeitsmarktbezogener Diskriminierung
Aus diesen aus der Beratungsarbeit geschil-
derten Erfahrungen wird eine Tendenz auch 
für Brandenburg sichtbar, die bundesweit von 
Bedeutung ist. So wird für Deutschland, ein-
geordnet in die Gruppe „fortgeschrittener“ In-
dustriestaaten, seit Mitte der 1970er Jahre ein 
Wandel in der Beschäftigungsstruktur kons-
tatiert. Statt durch eine produktionszentrier-
te Beschäftigungsstruktur seien diese „neuen 
Ökonomien“ durch wissens- und dienstleis-
tungszentrierte Erwerbsarbeit gekennzeich-
net. (Stobbe 2004: 14) Während die Einkom-
mensverteilung einer Industriegesellschaft 
der 1960er Jahre in Form einer Zwiebel cha-
rakterisiert wurde – eine breite Schicht mitt-
lerer Einkommen – wird die derzeitige Ein-
kommensverteilung in Form einer Sanduhr – 
viele hohe und niedrige, aber wenige mittlere 
Einkommen – beschrieben. (ebd.: 100) Diese 
Veränderung der Beschäftigungsstruktur lässt 
einen Arbeitsmarkt für Beschäftigte in den ge-
ring qualifizierten, häufig personenbezogenen 
Dienstleistungen entstehen. Hierzu zählen 
haushaltsnahe Dienstleistungen, wie Reini-
gung, Kinderbetreuung und Pflege sowie Pro-
stitution, Gebäudereinigung und -sicherheit, 
Hotelbranche, Gastronomie etc. (ebd.) Die-
se Arbeitsplätze werden auf Grund der häu-
fig prekären Arbeitsverhältnisse – niedriges 
Lohnniveau, fehlende Arbeitsplatzsicherheit, 
geringe Aufstiegschancen, nahezu kein Kün-
digungsschutz, nahezu keine gewerkschaftli-
che Vertretung, extrem flexible Arbeitszeiten 
etc. – von der Mehrzahl der einheimischen 
Erwerbstätigen gemieden. (ebd.) Es wird dar-
gelegt, dass eine Mehrzahl dieser Tätigkeiten 
von Arbeitsmigrant_innen wahrgenommen 
wird.6 Hier wird auch von einer „Unterschich-

6	  Der Rolle, die Migrant_innen in hohen Ein-

kommensbereichen des Arbeitsmarktes zukommt, geht 

dieser Bericht auf Grund der fehlenden Relevanz für 

Ausbeutungssituationen in Form von MH/A nicht nach. 

Arbeitsmigration kommt jedoch auch in diesem Bereich 

eine hohe Bedeutung zu. (Guth 2007)
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tung“ des Arbeitsmarktes (ebd.:  163) oder 
der Entstehung einer sogenannten „ethclass“ 
(Kühne 2003:  62) gesprochen. Hierzu gehört, 
dass Migrant_innen tendenziell für „schmut-
zige“, körperlich besonders anstrengende und 
gefährliche Arbeiten – „dirty, dangerous, dif-
ficult“ (Stobbe 2004:  163) – eingesetzt wer-
den. Deutlich wird mit den vorgenommenen 
Beschreibungen der Arbeitsmarkt- und Ein-
kommensentwicklungen seit den 70er Jahren, 
dass von Migrant_innen ausgeübte Tätigkei-
ten nicht vornehmlich eine Verdrängung bis-
heriger Arbeitnehmer_innen nach sich ziehen, 
sondern vielmehr in spezifischen wachsenden 
Bereichen des Arbeitsmarktes angesiedelt 
sind, die zuvor nicht in einem vergleichbaren 
Ausmaß vorhanden waren. Für die systemi-
sche Funktion dieser Arbeitsmarktbereiche 
ist die Beschäftigung unter äußerst prekären 
Bedingungen – häufig von Migrant_innen, 
für die eine erhöhte Abhängigkeit von diesen 
Tätigkeiten durch strukturelle Bedingungen 
geschaffen wird – von essentieller Bedeutung.

Die bisherigen Schilderungen der Erkennt-
nisse aus den Expert_innen-Gesprächen ver-
weisen somit auf Aspekte der arbeitsmarkt-
bezogenen Diskriminierung von Migrantin-
nen und Migranten. Aus den beschriebenen 
Diskriminierungsformen und strukturellen 
Bedingungen, die mit Aufenthalts- und Ar-
beitsformen von Migrant_innen in Deutsch-
land verbunden sind, gehen jedoch auch spe-
zifische Vulnerabilitäten für die Betroffenheit 
von Zwangssituationen, in Form von MH/A, 
hervor. Im folgenden Abschnitt wird der Fo-
kus auf Arbeitsverhältnisse gelegt, die den Be-
dingungen von MH/A entsprechen.

4.2. 
Menschenhandel zur 
arbeitsausbeutung
Menschenhandel zum Zwecke der Arbeits-
ausbeutung (MH/A) zeichnet sich dadurch 
aus, dass Arbeitnehmer_innen gezielt und 
unter Anwendung von Zwangsmitteln – wie 

Täuschung, Vorenthalten von Lohn, Entzug 
von Aufenthaltspapieren, dem Abarbeiten 
unverhältnismäßig hoher Schulden oder der 
Bedrohung der eigenen Gesundheit sowie de-
rer der eigenen Familie – in eine Situation der 
Arbeitsausbeutung oder zur Fortsetzung einer 
Ausbeutungssituation gebracht werden. (Cy-
rus/Vogel/Boer 2010: 20; Franke/Schwarze/
Garbrecht 2010: 10)

Die Anwendung solcher Zwangsmittel wird 
meist durch eine Situation der Abhängigkeit 
des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin 
von einem konkreten Arbeitgeber oder Ar-
beitsverhältnis sowie von der Unterbringung 
beim Arbeitgeber ermöglicht. Falls zusätzlich 
ein irregulärer Aufenthalt in Deutschland vor-
liegt, stellt häufig die Drohung des Arbeitge-
bers, den Aufenthalt des Arbeitnehmers oder 
der Arbeitnehmerin den Behörden zu melden, 
ein weiteres Zwangsmittel dar. (KOK 2011: 
31, 32)

Seit Einführung des Straftatbestands Men-
schenhandel zum Zwecke der Arbeitsaus-
beutung in § 233 StGB am 19. Februar 2005 
wurden in der polizeilichen Kriminalstatistik 
für Brandenburg ausschließlich zwei Fälle von 
MH/A im Jahr 2006 geführt.7

In den folgenden Jahren wurden keine wei-
teren Verfahren eröffnet.

Allerdings besteht im öffentlichen Diskurs 
innerhalb der europäischen Union ein Kon-
sens darüber, dass Fälle von MH/A häufig 
nicht erkannt und demnach nicht adäquat ver-
folgt werden und Betroffenen dadurch beste-
hende Schutzmaßnahmen nicht ausreichend 
zukommen. (Cyrus/Vogel/Boer 2010: 11) 

Aus einem Gespräch mit der Bundesfi-
nanzdirektion Mitte, der die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS) der beiden Hauptzolläm-
ter in Brandenburg unterstellt ist, geht hervor, 
dass unter anderem ausgehend von einer Ver-
fügung durch die Bundesfinanzdirektion West 

7	  http://www.internetwache.brandenburg.

de/sixcms/detail.php?id=255802, zuletzt abgerufen: 

20.12.2012
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vom August 2012 der strafrechtlichen Verfol-
gung von MH/A eine höhere Aufmerksamkeit 
beigemessen werden soll. Unter anderem sol-
len Schulungen für die Mitarbeiter_innen der 
FKS mit dem Ziel der Sensibilisierung für die 
Thematik durchgeführt werden.
Somit ist auch für die FKS eine Annäherung 
an das mögliche Vorkommen von Zwangssi-
tuationen, die auf MH/A hinweisen, für das 
Land Brandenburg von Relevanz.

Welche Erkenntnisse hierzu aus den bisher 
geführten Expert_innen-Gesprächen her-
vorgehen, soll im Weiteren zusammengefasst 
werden.

Hierfür werden exemplarische Fallbeispiele 
aus unterschiedlichen Branchen des Arbeits-
markts, die innerhalb der Gespräche geschil-
dert wurden, dargelegt.

Saisonarbeit 

Fallbeispiel 1
Der Beratungsstelle faire mobilität, die in Ber-
lin tätig ist, wurde im Jahr 2011 ein Fall von 
etwa 200 rumänischen Arbeitnehmer_innen 
bekannt, die im Spreewald unter besonders 
schlechten Bedingungen in der Gurkenernte 
beschäftigt waren. Die glaubwürdigen Infor-
mationen stammten von einem polnischen 
Arbeitnehmer, der in der Nähe ebenfalls in 
der Saisonarbeit tätig war und der allerdings 
unerkannt bleiben wollte. Für den deutschen 
Arbeitgeber soll eine rumänische Vermittlerin 
tätig gewesen sein, die die Arbeitnehmer_in-
nen in Rumänien anwarb. Für die Vermittlung 
sollen die Arbeitnehmer_innen eine unüblich 
hohe Gebühr entrichtet haben. Außerdem 
sollen ihnen in Deutschland ihre Pässe durch 
den Arbeitgeber entzogen worden sein. Die 
Unterbringungsbedingungen sowie der Lohn 
sollen stark von den in Rumänien gemachten 
Zusagen abgewichen haben, teilweise soll gar 
keine Lohn bezahlt worden sein. Auch wurde 
von Verletzungen durch Arbeitsunfälle berich-
tet, die nicht adäquat behandelt worden sind. 
Beschäftigte, die sich über die Arbeitsbedin-

gungen beschwerten oder die ausbleibenden 
Lohnzahlungen eingeforderten, sollen sofort 
gekündigt worden sein. Verschiedene Versu-
che telefonisch oder schriftlich mit den ru-
mänischen Beschäftigten in Kontakt zu treten 
scheiterten. Das Beratungsbüro leitete darauf-
hin eine Fallbeschreibung an die Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit (FKS) weiter. Allerdings 
unterblieb seitens der FKS eine Rückmeldung 
darüber, was die Behörde weiter unternom-
men hat. 

Bausektor 

Fallbeispiel 1
Dem beim dgb angesiedelten beratungsbüro 
für entsandte beschäftigte wurden innerhalb 
der letzten Jahre immer wieder auch Fälle in 
Brandenburg bekannt, die auf MH/A hinwei-
sen. In den letzten beiden Jahren waren be-
sonders eklatante Fälle auf den Baustellen des 
Flughafens Berlin-Brandenburg angesiedelt.

Es waren größere Gruppen von polnischen, 
rumänischen, ungarischen und bulgarischen 
Beschäftigten betroffen.

In einem Fall rumänischer Beschäftigter 
wurden 17 Arbeitnehmer für eine Reinigungs-
firma tätig, die als Subunternehmen auf der 
Großbaustelle beauftragt war. Über einen 
Mittelsmann waren sie mit dem Versprechen 
auf legale Arbeit in Deutschland in Rumänien 
angeworben worden. Durch diesen wurde 
auch die Anreise nach und die Unterkunft 
in Deutschland organisiert. Vor Ort wurden 
sie an einen weiteren Mittelsmann überge-
ben und ihnen für 130 Euro pro Person eine 
Meldeadresse und eine Gewerbeanmeldung 
als Bauhelfer ausgestellt. Die Bezahlung sollte 
laut Absprache wöchentlich erfolgen.

Untergebracht wurden sie in Berlin in Grup-
penwohnungen mit bis zu 60 Bewohnern, die 
nachts von außen verschlossen wurden.

Die Arbeitnehmer waren vier Wochen be-
schäftigt, erhielten jedoch keine Lohnzahlun-
gen, ausschließlich 10 Euro pro Woche für Le-
bensmittel. 
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Die Angehörigen der Arbeitnehmer (handelte 
sich nur um Männer) wandten sich schließlich 
an die Polizei in Rumänien, die daraufhin das 
Bundeskriminalamt (BKA) über den Fall in-
formierte. Das BKA übergab den Fall an das 
Berliner Landeskriminalamt (LKA), welches 
die Betroffenen aus der Situation befreite und 
den Kontakt zum berliner beratungsbüro 
für entsandte beschäftigte vermittelte. Die 
rumänischsprachige Beraterin schaltete die 
zuständige Gewerkschaft, die IG BAU und die 
Medien ein.
Die ARD berichtete in der Sendung „Kont-
raste“. Die Arbeitnehmer bekamen daraufhin 
telefonisch mitgeteilt, ihre Arbeit sei beendet 
und sie dürften das Flughafengelände nicht 
mehr betreten. Auch kam ein den Arbeitneh-
mern bisher unbekannter Mann in die Unter-
kunft und drohte, wenn diese noch einmal mit 
jemandem von außen sprächen, würde man 
sie „zu Hause finden, ihnen die Füße einbe-
tonieren und sie in den Fluss werfen“. Unter 
weiteren Drohungen wurden sie gezwungen, 
Papiere zu unterschreiben, die sie nicht ver-
standen und von denen sie kein Exemplar aus-
gehändigt bekamen.

Die Beraterin meldete den Fall dem LKA 
und ermittelte die notwendigen Informatio-
nen über die auf der Baustelle tätigen Subun-
ternehmen. Da die betroffenen Arbeitnehmer 
weisungsgebunden und ohne Werkvertrag ge-
arbeitet hatten und damit trotz ihrer Gewerbe-
anmeldung nicht als Soloselbstständige, son-
dern als Arbeitnehmer zu behandeln waren, 
konfrontierte die Beraterin auch das zustän-
dige Generalunternehmen mit dem Fall. Da 
dieses unter den vorliegenden Bedingungen 
für die Subunternehmen haftete, unterstützte 
die Firma das Beratungsbüro zusammen mit 
der Flughafengesellschaft und der IG BAU 
dabei, die Lohnansprüche der Arbeitnehmer 
gegenüber den zuständigen Subunternehmen 
geltend zu machen, woraufhin alle Arbeitneh-
mer schließlich den ihnen zustehenden Lohn 
erhielten. 

Zusätzlich bescheinigte in diesem Fall das 
Berliner Landesamt für Gesundheit und So-

ziales – welches zuständig war, da die Arbeit-
nehmer in Berlin untergebracht waren – dass 
es sich möglicherweise um Betroffene von 
MH/A handele. Hierdurch wurde die Unter-
bringung der Arbeitnehmer in einem Aufnah-
mezentrum für Flüchtlinge ermöglicht, was 
bisher einen Ausnahmefall innerhalb der Ar-
beit der Beratungsstelle darstellt.

Im Regelfall ist das Landeskriminalamt für 
die Bescheinigung eines Anfangsverdachts 
auf MH/A zuständig, der zu einem Nachweis 
der Landesausländerbehörde führen würde, 
dass sich die Betroffenen vorübergehend in 
Deutschland aufhalten können, womit An-
sprüche auf eine Unterkunft sowie ein Ta-
schengeld entstehen würden. Ein solcher 
Nachweis wurde für Fälle, die in der Vergan-
genheit durch das Beratungsbüro betreut wur-
den, bisher allerdings nicht ausgestellt.

In diesem Fall ermöglichte die Unterbrin-
gung der Betroffenen in der Unterkunft für 
Flüchtlinge jedoch deren vorübergehenden 
Aufenthalt in Deutschland, um Lohnforderun-
gen geltend zu machen.

Ist eine Unterbringung von Beschäftigten 
allerdings, wie in den meisten der Beratungs-
stelle bisher bekannt gewordenen Fällen, nicht 
möglich, werden die Betroffenen nach der 
Loslösung vom Arbeitgeber obdachlos und ha-
ben häufig zusätzlich keine Möglichkeit, sich 
weiter mit Lebensmitteln zu versorgen. Falls 
die (finanzielle) Möglichkeit hierzu besteht, 
reisen sie aus diesem Grund meist in ihr Her-
kunftsland ab, ohne zuvor Ansprüche geltend 
machen zu können.

Bausektor Fallbeispiel 2
Mehrere ungarische Bauarbeiter suchten kurz 
vor Weihnachten 2011 die Beratungsstelle für 
entsandte Beschäftigte in Berlin auf. Mona-
telang hatten sie auf der Baustelle des neuen 
Berliner Flughafens BER als Beschäftigte ei-
nes Metallbaubetriebes gearbeitet und bisher 
keinen Lohn erhalten. Ihr Arbeitgeber agierte 
als Subunternehmer am Flughafen.
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18 Euro pro Stunde waren ihnen zugesagt 
worden, ein Lohn, der sich so deutlich von in 
Ungarn üblichen Löhnen unterscheidet, dass 
die 25 Heizungs- und Lüftungsmonteure sich 
ohne zu zögern bei dem ungarisch-österrei-
chischen Unternehmen meldeten, nachdem 
sie dessen Anzeige im Internet gelesen hatten. 
Mitte Oktober 2011 kamen die Männer in Ber-
lin an. Hier erhielten sie Arbeitsverträge, die 
auf Deutsch verfasst waren, eine Übersetzung 
sei nicht notwendig, wurde dazu angeführt. 
Sie sollten schnell unterschreiben, um am 
nächsten Tag mit der Arbeit beginnen zu kön-
nen. Die versprochenen 18 Euro pro Stunde 
waren im Vertrag nicht festgeschrieben, statt-
dessen wurden 11 Euro bei hundertprozenti-
ger Leistung festgehalten. Die Arbeitnehmer 
unterschrieben trotzdem, da sie bereits in 
Deutschland angekommen waren und ansons-
ten zusätzlich Kosten für die Rückreise anfal-
len würden. Untergebracht wurden sie in einer 
Firmenwohnung.

Zwei Monate lang arbeiteten die ungari-
schen Monteure auf der Großbaustelle. Sechs 
Tage die Woche, täglich zehn bis zwölf Stun-
den. Doch anstelle der Lohnzahlungen be-
kamen sie 20 bis 30 Euro „Taschengeld“ pro 
Woche für Benzin und Lebensmittel. Der Ar-
beitgeber begründete dies mit dem fehlenden 
Zahlungseingang von Seiten seines Auftrag-
gebers. Die Arbeitnehmer sollten sich noch 
etwas gedulden.

Zwischenzeitlich wurden sie in einer an-
deren Firmenunterkunft untergebracht. Die 
Zimmer dort waren völlig verdreckt, das Be-
nutzen der Dusche und der Waschmaschine 
kostete jeweils zwei Euro. Einige der Arbeit-
nehmer gaben nach einem Monat auf. Sie fuh-
ren zurück nach Ungarn. Die Ersparnisse wa-
ren aufgebraucht, ihr Lohn nicht in Sicht. 
Zwölf Männer blieben und hofften, das Geld 
noch zu erhalten. Eine Woche vor Weihnach-
ten teilte ihr Arbeitgeber ihnen mit, sie sollten 
die Unterkunft räumen und nach Hause fah-
ren, da es keine Arbeit mehr gäbe. Die Löhne 
könnten leider erst später ausbezahlt werden. 
Mit insgesamt noch 30 Euro wandten sich die 

Arbeitnehmer an die ungarische Botschaft, 
die ihnen die Adresse des Beratungsbüros für 
entsandte Beschäftigte gab. Gemeinsam setz-
ten die Beraterinnen und die ungarische Bot-
schaft eine Abschlagszahlung von 300 Euro 
pro Arbeitnehmer durch, so dass die Männer 
vorerst nach Hause fahren konnten um Weih-
nachten mit ihren Familien zu verbringen. 
Vor ihrer Abreise traten die Arbeitnehmer der 
Gewerkschaft IG Metall bei, um den gewerk-
schaftlichen Rechtsschutz in Anspruch neh-
men zu können. Zwischen Weihnachten und 
Neujahr meldeten sich täglich weitere ungari-
sche Arbeiter, die für die Firma gearbeitet und 
keinen Lohn erhalten hatten. Auch sie wurden 
Mitglied der Gewerkschaft.

Alle Versuche von Seiten der Gewerkschaft, 
den Arbeitgeber zu einer gütlichen Einigung 
zu bewegen, endeten ergebnislos. Das Unter-
nehmen weigerte sich, die ausstehenden Löh-
ne in Höhe mehrerer Tausend Euro zu bezah-
len. Stattdessen kündigte es den ungarischen 
Arbeitern fristlos. Außerdem versuchte die 
Firma mit verschiedenen Mitteln, die Män-
ner einzuschüchtern. Im Januar 2012 ging der 
DGB daraufhin mit dem Fall an die Öffent-
lichkeit. Auf der Pressekonferenz berichtete 
unter anderem einer der betroffenen Arbeiter 
über den Fall. Doch auch auf den öffentlichen 
Druck hin ließen sich weder die Subunterneh-
mer noch dessen Auftraggeber zum Einlenken 
bewegen. 

Die Gewerkschaft klagte daraufhin vor dem 
Arbeitsgericht. Kurz vor der Verhandlung mel-
dete der Arbeitgeber Insolvenz an. Mit Unter-
stützung der Gewerkschaft beantragten die 
betroffenen Arbeitnehmer daraufhin Insol-
venzgeld bei der Bundesagentur für Arbeit. 
Dessen Auszahlung fand schließlich im Januar 
2013 statt. 

Gastronomie

Fallbeispiel 1
Die Iranerin Frau S., die mit einer befriste-
ten Aufenthaltserlaubnis in Brandenburg lebt, 
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suchte im Jahr 2011 Kontakt zu einer Bera-
tungsstelle für Migrant_innen. Um ihren Auf-
enthaltstitel in Deutschland nach Ende der 
Befristung nicht zu verlieren, war es für Frau 
S. dringend notwendig, ein eigenes Einkom-
men zusätzlich zu den Leistungen nach SGBII, 
die sie erhielt, nachzuweisen.

Weil es sich, wie in Abschnitt 3.1. dieses Be-
richts dargelegt, für Migrant_innen mit un-
sicherem Aufenthaltsstatus äußerst schwierig 
darstellt, in Brandenburg ein Arbeitsverhält-
nis einzugehen, hat sich die Familie von Frau 
S. im Herkunftsland verschuldet, um einem 
Arbeitgeber in Brandenburg eine Summe von 
ca. 40.000 Euro zu überweisen, damit dieser 
diese Summe nach und nach als Lohn an Frau 
S. auszahle und diese dadurch offiziell ein Ar-
beitsverhältnis nachweisen könne.

Der Arbeitgeber war aus der gleichen Her-
kunftsregion nach Deutschland migriert und 
betreibt einen kleinen Gastronomiebetrieb, in 
dem Frau S. daraufhin als Reinigungskraft ar-
beitete.

Der Arbeitgeber versicherte Frau S. im Vor-
feld, sie würde das ihm überwiesene Geld nach 
und nach als Lohn ausgezahlt bekommen.

Frau S. arbeitete daraufhin ein Jahr lang für 
den Arbeitgeber. In den ersten beiden Mona-
ten wurde der Lohn noch ausbezahlt, dann 
wurden die Zahlungen geringer und darauf-
hin ganz eingestellt.

Nachdem Frau S. nach einem Jahr geleis-
teter Arbeit schließlich sicher war, dass der 
Arbeitgeber das ihm überwiesene Geld auch 
weiterhin einbehalten würde, wandte sie sich 
an die Beratungsstelle.

Diese wiederum vermittelte den Kontakt zu 
einem Anwalt. Es erweist sich jedoch als äu-
ßerst schwierig, Forderungen an den Arbeitge-
ber zu stellen und gleichzeitig den Aufenthalt 
von Frau S. nicht zu gefährden, da diese das 
Arbeitsverhältnis ergänzend zu Bezügen nach 
SGB II als sogenannte „Aufstockerin“ einging 
und der von der Familie im Herkunftsland 
überwiesene Betrag somit behördlich als Ver-

mögen angegeben hätte werden müssen.
Der Beratungsstelle sind darüber hinaus 

mindestens drei weitere gleichartige Fälle in 
Brandenburg bekannt.

Auf Grund der anhaltenden und gezielten 
Täuschung durch den Arbeitgeber und der re-
lativ langen Dauer des Arbeitsverhältnisses, 
das daraus hervorging, entspricht dieser Fall 
deutlich einer Zwangssituation in Form von 
MH/A. Die rechtliche Fassung von MH/A war 
innerhalb der Beratungsstelle jedoch nicht in 
genauem Maß bekannt. Hinzu kommt, dass 
zu diesem Zeitpunkt in Brandenburg keine 
spezifische Beratungsarbeit zu extremer Ar-
beitsausbeutung bis hin zu MH/A vorgenom-
men wurde und demnach keine spezifischen 
Ansprechpartner für die Beratungsstelle zur 
Verfügung standen.

Fallbeispiel 2
Einen weiteren Bereich innerhalb der Gastro-
nomie stellen Arbeitsverhältnisse von soge-
nannten Spezialitätenköch_innen dar. 

Ein auf diese Arbeitsverhältnisse speziali-
sierter Anwalt, der bundesweit Fälle chinesi-
scher Spezialitätenköch_innen betreut, war 
bereits in der Vergangenheit und ist auch der-
zeit mit Fällen aus Brandenburg befasst. 

Für Spezialitätenköch_innen aus Ländern 
außerhalb der EU besteht ein spezielles Ar-
beitsvisum, das an ein bestimmtes Arbeitsver-
hältnis bei einem festgelegten Arbeitgeber ge-
knüpft ist und den Aufenthalt in Deutschland 
für vier Jahre ermöglicht.

In China werden an Vermittlungsagenturen 
Gebühren von bis zu 12.000 Euro bezahlt, um 
ein solches Arbeitsverhältnis in Deutschland 
vermittelt zu bekommen. Hierfür werden von 
den Arbeitnehmer_innen oder deren Familien 
häufig Schulden aufgenommen.

Die Vermittlungsagentur erstellt einen Ver-
trag mit einem Arbeitgeber in Deutschland, 
in den 39 Arbeitsstunden pro Woche und ein 
ortsüblicher Lohn (für ostdeutsche Bundes-
länder 1.700-1.800 Euro brutto) aufgenom-
men werden, damit die mit der Prüfung und 
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Bewilligung der Verträge zur Ausstellung eines 
Visums beauftragte Zentrale Auslands- und 
Fachvermittlung (ZAV) in Deutschland diese 
akzeptiert. In den Verträgen ist zusätzlich vor-
gesehen, dass Sachleistungen vom Nettolohn 
abgezogen werden können, meist werden dar-
aufhin in Deutschland ca. 400 Euro monatlich 
für Unterkunft und Verpflegung abgezogen.

Auch wird in China in der Regel ein zweiter 
Vertrag abgeschlossen, der dort verbleibt und 
in dem ein deutlich niedrigerer Stufenlohn 
(650 Euro netto im ersten Jahr, 750 Euro im 
Zweiten, 850 Euro im Dritten) festgehalten 
wird. Allerdings bleibt in diesem Vertrag die 
zu leistende Arbeitszeit unkonkret, wodurch 
die Arbeitnehmer_innen von deutlich niedri-
geren Arbeitszeiten als denen, die in Deutsch-
land zur Realität werden, ausgehen.

In Deutschland werden die Köch_innen 
meist bei dem_der Arbeitgeber_in unterge-
bracht, es werden ihnen häufig ihre Pässe ent-
zogen und/oder es muss ein Pfand in Höhe von 
ca. 1.500 Euro hinterlegt werden, für den Fall, 
dass der_die Arbeitnehmer_in sich beschwert 
oder „wegläuft“. Die Arbeitnehmer_innen 
müssen rund um die Uhr zur Verfügung ste-
hen, mindestens jedoch zehn bis zwölf Stun-
den pro Tag arbeiten und erhalten somit für 
eine wöchentliche Arbeitszeit von ca. 75 Stun-
den einen monatlichen Lohn von 700-800 
Euro. Häufig werden sie bei Verletzung oder 
Krankheit ungenügend oder gar nicht medizi-
nisch versorgt, indem der_die Arbeitgeber_in 
vortäuscht, der_die Arbeitnehmer_in sei in 
Deutschland nicht krankenversichert. Im Fal-
le einer medizinischen Behandlung wird auf 
diese Weise durch den_die Arbeitgeber_in 
häufig das Abarbeiten von Schulden für die 
Behandlung eingefordert.

An einen Anwalt wenden sich betroffene 
Köch_innen, wenn diese äußerst erschöpft 
durch hohe Arbeitsanforderungen und -zei-
ten sind, keinen Urlaub gewährt bekommen, 
zusätzlichen psychischen Belastungen durch 
eine schlechte Behandlung ausgesetzt sind 

oder in einzelnen Fällen gar keinen Lohn aus-
gezahlt bekommen.

Der Anwalt soll bei der Suche nach sowie 
beim Wechsel zu einem_einer neuen Arbeit-
geber_in Unterstützung leisten.

Hierfür muss umgehend ein Antrag an die 
Ausländerbehörde zum Erhalt des Aufent-
haltsstatus und der Arbeitserlaubnis trotz der 
Aufgabe des Arbeitsverhältnisses, für das das 
Visum ausgestellt wurde, und dem Wechsel zu 
einem neuen Arbeitgeber gestellt werden. 

Hier ergeben sich trotz der Begründung des 
Arbeitgeberwechsels mit drastischen Verlet-
zungen des Arbeitsvertrags bis hin zu extre-
men Ausbeutungsverhältnissen erhebliche 
Probleme für den Erhalt des Aufenthaltsti-
tels. So werden Anträge auf einen Wechsel 
des Arbeitgebers von anwaltlich vertretenen 
Köch_innen durch die ZAV häufig abgelehnt. 
Auch wurden innerhalb der letzten Jahre be-
reits in mehreren Fällen Köch_innen, die den 
Arbeitgeber wechseln wollten und durch den 
spezialisierten Anwalt vertreten wurden, ab-
geschoben.

Aus dieser Kopplung des Aufenthaltsrechts 
an ein spezifisches Arbeitsverhältnis, verbun-
den mit der Aufnahme erheblicher Schulden 
im Herkunftsland für den Arbeitsaufenthalt 
in Deutschland, geht für die Köch_innen eine 
große Abhängigkeit von einzelnen Arbeitge-
ber_innen und damit eine erhebliche Vulnera-
bilität für die Betroffenheit von Zwangssitua-
tionen, die MH/A entsprechen, in Arbeitsver-
hältnissen hervor.
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Zusammenfassung hinsichtlich  
Menschenhandel zur 
Arbeitsausbeutung in 
Brandenburg
Aus den Expert_innen-Gesprächen geht deut-
lich hervor, dass auch für Brandenburg Fälle 
vorliegen, u. a. aus dem Bereich der Gastrono-
mie, des Baugewerbes und der Landwirtschaft, 
die deutliche Indikatoren für den Tatbestand 
MH/A aufweisen.

Ausschließlich der Bereich des privaten 
Haushalts – der sich bei bundesweit bekannt 
gewordenen Fällen von MH/A als sehr rele-
vant erwiesen hat – wurde für Brandenburg 
als wenig bedeutsam beschrieben, da hier 
eine sehr viel geringere Nachfrage bestehe als 
in westlichen und südlichen Bundesländern 
sowie in den Stadtstaaten Deutschlands.

Einem innerhalb eines Experten-Gesprächs 
befragten Berater ist jedoch eine größer wer-
dende Nachfrage nach Migrantinnen, die als 
Haushaltshilfen tätig werden, aus dem soge-
nannten „Speckgürtel“ rund um Berlin be-
kannt.

Zudem stellt der Privathaushalt im Vergleich 
zu anderen Arbeitsbereichen einen besonders 
schwer zugänglichen Arbeitsplatz dar und es 
bleibt demnach weiter zu recherchieren, ob 
eventuell in Brandenburg ein im Vergleich zu 
anderen Bundesländern noch geringerer Kon-
takt zwischen den derzeit bestehenden Bera-
tungsstellen und Migrantinnen, die eventuell 
in diesem Bereich tätig sind, besteht.



 



 

Unter
stützungs
struktur

5.
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Unterstützungsstruktur

Innerhalb des folgenden Abschnitts wird eine 
Auseinandersetzung mit der derzeit in Bran-
denburg bestehenden Beratungs- und Unter-
stützungsstruktur für Migrant_innen vorge-
nommen werden. 

Zunächst soll eine Annäherung daran statt-
finden, welche Beratungsstellen in Branden-
burg im Rahmen ihrer Tätigkeit mit potentiell 
von Arbeitsausbeutung bis hin zu MH/A be-
troffenen Migrant_innen in Kontakt kommen 
sowie welche spezifischen Unterstützungsan-
gebote sie diesen bisher zur Verfügung stellen 
können.

Darauf folgend wird untersucht, welche De-
fizite bezüglich der Beratung und Unterstüt-
zung im Bereich Arbeitsausbeutung sowie 
MH/A bisher bestehen und eine Auseinan-
dersetzung mit Möglichkeiten vorgenommen, 
diesen entgegen zu kommen.

Zusätzlich wird auf Kooperationsstrukturen 
eingegangen, die sich hinsichtlich der Unter-
stützung potentiell Betroffener von MH/A als 
von Bedeutung erweisen.

5.1. 
Vorhandene 
Beratungsangebote

Beratungs- und Anlaufstellen
Von Seite des Bundes sowie des Landes stehen 
für Migrant_innen in Brandenburg die vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in 
Auftrag gegebene und bei den Wohlfahrts-
verbänden angesiedelte Migrationsberatung 
für erwachsene Zuwanderer sowie die vom 
Land Brandenburg finanzierte Überregionale 
Flüchtlingsberatung zur Verfügung. Für jeden 
Landkreis in Brandenburg sind spezifische 
Beratungsstellen dieser Angebote zuständig. 
Auch bestehen hier die Büros der Integrations-
beauftragten der einzelnen Landkreise.

Hinzu kam von 2009 bis 2010 das Projekt 
BleibNet Brandenburg, welches seit 2011 un-

ter dem Titel BleibNet PLUS für Brandenburg 
weitergeführt wird, in dem Flüchtlinge und 
Bleibeberechtigte hinsichtlich einer nachhal-
tigen Integration in den Arbeitsmarkt beraten 
und unterstützt werden.

Auch sind innerhalb des Projekts EURES-
TriRegio in Brandenburg zwei Berater_innen 
der Agentur für Arbeit tätig, die speziell zu 
Fragen der grenzüberschreitenden Arbeitssu-
che und Arbeitsaufnahme beraten. 

Bei polnischen Arbeitnehmer_innen, die 
täglich im Rahmen von Arbeitsverhältnissen 
innerhalb der Leiharbeit sowie für selbststän-
dige Tätigkeiten nach Brandenburg pendeln, 
besteht jedoch ein hoher Beratungsbedarf 
bezüglich Arbeits- und Sozialrecht. Dieser 
kann bislang allein durch die Eures-T-Bera-
tung nicht abgedeckt werden und dehnt sich 
seit 2011 auf ein Büro in Frankfurt/Oder aus, 
das ursprünglich auf deutsch-polnische Un-
ternehmensberatung spezialisiert war, seit-
her jedoch teilweise ehrenamtlich über 1200 
polnische Arbeitnehmer_innen beraten und 
betreut hat und dies als deutliche Überlastung 
beschreibt.

Als Selbstorganisationen von Flüchtlingen 
sind in Brandenburg seit mehr als zehn Jah-
ren women in exile und refugees emancipation 
e.v. aktiv. Sie sind in allen sogenannten Flücht-
lingsheimen in Brandenburg beratend und 
gemeinsam mit Bewohner_innen der Heime 
politisch tätig.

Desweiteren bestehen in Brandenburg Ver-
eine spezifischer Gruppen von Migrant_innen. 
Zu diesen zählen die vietnamesischen Vereine 
song hong e.v. und der verein der vietnamesen 
in cottbus und umland e.v., die brandenbur-
gische-georgische gesellschaft e.v. sowie der 
russisch-deutsche Verein rodina e.v. etc.

Für Asylsuchende bestehen in Eisenhüt-
tenstadt und am Flughafen Schönefeld Ver-
fahrensberatungsstellen, die zu Fragen des 
Asylverfahrens in Deutschland beraten. In der 
Abschiebehaftanstalt in Eisenhüttenstadt sind 
zudem Seelsorger_innen der evangelischen 
und katholischen Kirche tätig.
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Einen weiteren Teil der Beratungsstruktur in 
Brandenburg stellt der Verein Opferperspek-
tive e.V. dar, der Betroffene von rassistischer 
Gewalt unterstützt. Hier besteht seit 2009 
ein Bereich „Antidiskriminierung“, in dem 
in Zusammenarbeit mit der Antidiskriminie-
rungsstelle der Integrationsbeauftragten des 
Landes Brandenburg Betroffene rassistischer 
Diskriminierung (im Arbeitsverhältnis, bei 
der Wohnungssuche sowie in weiteren Berei-
chen des Alltags) beraten werden.

Bezüglich Menschenhandel ist im Land 
Brandenburg seit 2010 in via tätig und eröffne-
te 2011 die Koordinations- und Beratungsstel-
le für Frauen, die von Menschenhandel betrof-
fen sind. Diese arbeitet jedoch ausschließlich 
zu Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung 
(§ 232 StGB) sowie zu Vermittlung bzw. Han-
del in die Ehe und Zwangsverheiratung und 
nahezu ausschließlich mit Frauen. 

Spezifische Unterstützungsangebote
Die bisher in Brandenburg tätigen Beratungs-
stellen beraten, bis auf das Projekt Bleibnet 
plus sowie den eures-t Berater_innen, vor-
nehmlich in den Bereichen Aufenthalts- sowie 
Sozialrecht und „Integration“. In allen Ex-
pert_innen-Gesprächen wurde jedoch deut-
lich, dass das Themenfeld Arbeit von großer 
Bedeutung für Migrant_innen in Branden-
burg ist. Auch innerhalb der nicht auf Arbeits-
marktintegration spezialisierten Beratungs-
angebote wird sehr häufig Beratung zur Ar-
beitsplatzssuche, der Anerkennung von Quali-
fikationen, dem Erhalt einer Arbeitserlaubnis 
etc. gesucht. 

Sobald jedoch Probleme in Arbeitsverhält-
nissen von Bedeutung werden und Beratung 
zu Arbeitsrecht gesucht wird, wurde in den 
Expert_innen-Gesprächen deutlich, dass 
auch innerhalb des auf Arbeitsmarktintegrati-
on bezogenen Angebots hierzu keine Beratung 
möglich ist, da in diesem Bereich keine Spezi-
alisierung der Mitarbeiter_innen vorliegt. 

In Fällen, in denen eine Beratung zu Ar-
beitsrecht und Arbeitsschutz benötigt wird, 

verweisen Teile der in Brandenburg tätigen 
Stellen an spezialisierte Beratungsstellen in 
Berlin: die beim DGB Berlin-Brandenburg an-
gesiedelte Beratungsstelle für Migrantinnen 
und Migranten von arbeit und leben e.v., das 
Beratungsbüro innerhalb des Projekts faire 
mobilität sowie das Beratungsbüro für ent-
sandte Beschäftigte. Diese bieten speziell für 
Migrant_innen mehrsprachige Beratung und 
Unterstützung im Bereich Arbeitsrecht an. Al-
lerdings wird bezüglich des Verweises an die 
Berliner Beratungsstellen eine Trennung der 
unterschiedlichen Regionen Brandenburgs 
deutlich. Während Berater_innen aus den 
an Berlin grenzenden Regionen angaben, ein 
Verweis von Klient_innen an die Berliner Be-
ratungsstellen sei möglich und hätte in der 
Vergangenheit bereits stattgefunden, gaben 
Berater_innen aus den äußeren Landkreisen 
Brandenburgs an, der Verweis an Berliner Be-
ratungsstellen sei für sie nicht möglich, da der 
Weg für die Klient_innen mit einem erhebli-
chen zeitlichen und finanziellen Aufwand ver-
bunden sei. Hinzu kommt, dass spezialisier-
te Beratungsstellen in Berlin, die durch die 
Berliner Senatsverwaltung gefördert werden, 
kein Mandat für die Bearbeitung von Fällen in 
Brandenburg besitzen. 

Von den befragten Berater_innen wurde 
deutlich gemacht, dass bezüglich der Beratung 
von Migrant_innen zu arbeitsrechtlichen Fra-
gen jedoch in Brandenburg bisher keine spezi-
alisierten Anlaufstellen bestehen. 

Kontakt zu den in Brandenburg tätigen Ge-
werkschaften entstand in der Vergangenheit 
ausschließlich in Fällen, in denen zuvor die 
in Berlin angesiedelten spezialisierten Bera-
tungsstellen tätig wurden und den Kontakt zu 
den Gewerkschaften suchten und vermittelten. 
Bisher in Brandenburg tätige Beratungsstellen, 
die in Kontakt mit Migrant_innen stehen, ge-
ben durchgängig an, bisher nicht in Verbin-
dung mit Gewerkschaften in Brandenburg zu 
stehen.
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Bisherige Unterstützungsangebote  
für Betroffene von Menschenhandel zur 
Arbeitsausbeutung

In den Gesprächen mit den in Brandenburg 
tätigen Beratungsstellen wurde deutlich, dass 
das Verständnis von Menschenhandel – wie 
der Begriff leider nahe legt – stark mit der 
Vorstellung von einer dem Arbeitsverhältnis 
vorhergehenden (unfreiwilligen) Schleusung 
nach Deutschland verbunden ist.

Aus diesem Grund gaben viele Gesprächs-
partner_innen an, dass ihnen im Rahmen 
ihrer Tätigkeit bisher keine Fälle von MH/A 
bekannt geworden sind.

Wurde jedoch der Tatbestand MH/A ent-
sprechend der rechtlichen Fassung – als ein 
von dem_der Arbeitgeber_in herbeigeführtes 
Zwangsverhältnis, das häufig aus einer ver-
stärkten Abhängigkeit des Arbeitnehmers bzw. 
der Arbeitnehmerin von einem spezifischen 
Arbeitgeber oder Arbeitsverhältnis hervor 
geht – beschrieben, so wurden derartige Fälle 
auch für Brandenburg geschildert.

Weil derartige Fälle jedoch nicht als mög-
licherweise dem Straftatbestand MH/A ent-
sprechende Ausbeutungsverhältnisse bekannt 
waren, wurden in diesen Fällen bisher keine 
hierfür vorgesehen Unterstützungsmaßnah-
men für die potentiell Betroffenen sowie 
Strafverfolgungsmaßnahmen gegen die Ar-
beitgeber_innen eingeleitet.

5.2. 
Defizite und Möglichkeiten 
der Beratungsarbeit  
zu Menschenhandel zur 
Arbeitsausbeutung
Es wurde deutlich, dass bei der Beratung und 
Unterstützung potentiell von MH/A betrof-
fener Arbeitnehmer_innen der Vermittlung 
von spezifischem Wissen zu diesen Arten von 
Zwangssituationen und deren strafrechtlicher 
Fassung eine große Bedeutung zukommt. 

Die Sensibilisierung von Berater_innen, die 
in Brandenburg mit potentiell von MH/A Be-

troffenen in Kontakt kommen, für diese Art 
von Rechtsverletzung spielt eine wichtige Rol-
le, um eine der spezifischen Situation der po-
tentiell Betroffenen entsprechende Beratung 
und die Durchsetzung bestehender Rechte 
und Ansprüche zu ermöglichen.

In der Auseinandersetzung mit MH/A wird 
jedoch auch deutlich, dass MH/A kein von 
weiteren Formen von Arbeitsausbeutung voll-
kommen abtrennbares Phänomen darstellt.

Unter anderem wird hier das Bild einer 
Pyramide „ausbeuterischer Beschäftigungs-
verhältnisse“ verwendet. (Cyrus/Vogel/Boer 
2010:109) Die breite Basis stellen in diesem 
Bild offen einvernehmlich eingegangene un-
günstigere Beschäftigungsverhältnisse1 dar 
(in denen dennoch der Tatbestand der Sitten-
widrigkeit bei vergleichbar extrem geringen 
Lohnzahlungen vorliegen kann (ebd.). Die 
dünnere Spitze wird durch ausbeuterische 
Arbeitsverhältnisse nach MH/A, deren Durch-
setzung durch Täuschung, Nötigung, Andro-
hung oder Anwendung von Gewalt mit Zwang 
verbunden ist, gebildet. (ebd.)

Gleichzeitig wird betont, dass eine Einord-
nung innerhalb dieser Pyramide nicht statisch 
ist oder sein muss. So kann in einvernehmlich 
eingegangenen Arbeitsverhältnissen Ausbeu-
tung graduell verstärkt werden. (ebd.)

Zwänge können bereits beim Eingehen eines 
Arbeitsverhältnisses bestehen, werden jedoch 
meist zu dessen Weiterführung angewendet. 
(Franke/Schwarze/Garbrecht 2010) Für die 
Subsumierung unter die Vorschrift des § 233 
StGB kommt es nicht (allein) auf die Umstän-
de bei der Begründung des Arbeitsverhältnis-
ses an, sondern insbesondere auf die Umstän-
de, unter welchen das Arbeitsverhältnis fort-
gesetzt wird. (ebd.)

1	 Innerhalb des Modells wird zwischen „offen 

einvernehmlich eingegangen ungünstigeren Beschäfti-

gungsverhältnissen“, „nachträglich aufgenötigten Aus-

beutungsverhältnissen“, „verschleierten Ausbeutungs-

verhältnissen“ und „offen erzwungenen Ausbeutungs-

verhältnissen“ unterschieden (Cyrus/Vogel/Boer 2010, 

S. 72 ff)
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Die Verletzlichkeit auf Seiten der Arbeitneh-
mer_innen für mögliche Zwangssituationen 
in Form von MH/A begründet sich vornehm-
lich in Problemen bei der Durchsetzung von 
Arbeitsrechten potentiell betroffener Mig-
rant_innen. 

In der Auseinandersetzung mit der straf-
rechtlichen Fassung von Menschenhandel in 
Deutschland wird betont, dass eine Inrecht-
setzung Betroffener nur dann ermöglicht wird, 
wenn diese innerhalb eines Strafverfahrens 
als sogenannte „Opferzeug_innen“ auftreten. 
(Franke/Schwarze/Garbrecht 2010:49) Dem 
stehen jedoch für Betroffene häufig Hinder-
nisse entgegen. So sind diese in vielen Fällen 
Drohungen der Täter_innen ausgesetzt, die 
sich teilweise auf Verwandte im Herkunfts-
land ausdehnen, oder haben den Wunsch, 
entstandene Ausbeutungssituation, unter an-
derem vor Familie und Verwandten, nicht öf-
fentlich werden zu lassen. (ebd.)

Betont wird hier, dass es sich bei MH/A nicht 
ausschließlich um ein Vergehen der organi-
sierten Kriminalität, sondern vornehmlich 
um eine extreme Menschenrechtsverletzung 
der Betroffenen handelt. (Follmar-Otto/Rabe 
2009: 43)

Die Einhaltung grundlegender Menschen-
rechte Betroffener auf Gesundheitsversor-
gung, materielle Basisversorgung, physische 
und psychische Restitution müssen auch un-
abhängig von der Aussagebereitschaft inner-
halb eines Strafverfahrens gewährleistet wer-
den. (KOK 2011: 74)

Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass 
Betroffene von Menschenhandel in Form ei-
nes Vexierbilds (einer Kippfigur) entweder als 
Opfer oder Täter_in (beim Verstoß gegen ar-
beits- oder aufenthaltsrechtliche Normen) in 
die rechtliche Fassung eingebettet sind. Als 
entscheidend gilt jedoch die Rechte Betroffe-
ner nicht ausschließlich als „Opferzeug_in“, 
sondern auch als Migrant_in und Arbeit-
nehmer_in zu gewährleisten. (ebd.; Franke/
Schwarze/Garbrecht 2010: 42; Follmar-Ot-
to/Rabe 2009: 47)

Zivilrechtliche Verfahren zur Durchsetzung 
von ausstehenden Löhnen und Entschädi-
gungen müssen zusätzlich zu strafrechtlichen 
Verfahren für Betroffene zugänglich gemacht 
werden.

Um tatsächlich eine effektive Inrechtset-
zung potentiell von extremer Arbeitsausbeu-
tung und Menschenhandel betroffener Arbeit-
nehmer_innen zu gewährleisten und präven-
tiv tätig zu sein, ist demnach der konsequente 
Zugang zu Arbeits- und Menschenrechten in 
Deutschland entscheidend.

Vor diesem Hintergrund ist die Lücke, die 
bisher bezüglich der Beratung von Migrant_
innen zu Arbeitsrecht und bei der Unterstüt-
zung zu dessen Durchsetzung in Brandenburg 
festgestellt wurde, von großer Bedeutung.

Spezialisierte Beratungsstellen in Berlin 
sind teilweise auch für Migrant_innen aus 
Brandenburg zugänglich, dies allerdings nur 
in begrenztem Maße, da hier nicht immer 
ein Mandat für die Betreuung von Fällen aus 
Brandenburg vorliegt und der Arbeits- und 
Wohnort bzw. der zeitweilige Unterbringungs-
ort der Migrant_innen häufig zu weit entfernt 
von Berlin liegt.

Eine auf Arbeitsrecht spezialisierte Bera-
tungsstelle, die für Migrant_innen zugänglich 
ist, in deren Tätigkeit die Beratung auf mög-
lichst vielen Sprachen (durch die Mitarbeiter_
innen oder den institutionalisierten Kontakt 
zu Sprachmittler_innen) vorgesehen ist und 
die eine spezialisierte Beratung zu MH/A mit 
einbezieht, wäre somit eine sinnvolle und not-
wendige Erweiterung des Beratungsangebots 
in Brandenburg. 

Eine solches Angebot, das speziell für Bran-
denburg zuständig ist, dort informiert, sen-
sibilisiert und berät, würde einer Lücke für 
Brandenburg entgegen wirken, die von den 
Berliner Beratungsstellen nicht geschlossen 
werden kann. 

Für ein Flächenland wie Brandenburg muss 
sicherlich eine spezifische Konzeption einer 
solchen Beratungsstelle erarbeitet werden, die 
zwar ein teilweise stationäres Angebot, zum 
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Beispiel in Frankfurt an der Oder als Durch-
gangsort für Grenzpendler_innen, jedoch 
sicherlich auch eine flexiblere Beratungsmög-
lichkeit als Ergänzung der bereits in den ver-
schiedenen Landkreisen tätigen Beratungs-
stellen beinhalten müsste. 

Zielgruppen dieses Beratungsangebots stel-
len die sich innerhalb dieser Recherche als re-
levant erwiesenen Gruppen von Migrant_in-
nen dar: Migrant_innen mit unsicherem Auf-
enthaltsstatus in Deutschland, Wanderarbeit-
nehmer_innen aus osteuropäischen Staaten, 
die innerhalb der Baubranche, der Saisonar-
beit und dem fleischverarbeitenden Gewerbe 
tätig werden, polnische Grenzpendler_innen 
sowie undokumentierte Migrant_innen.

5.3. Kooperationsstrukturen
Da Betroffene von MH/A sich in starken 
Zwangs- und Abhängigkeitssituationen befin-
den oder befunden haben sowie bei vorüber-
gehendem Aufenthalt in Deutschland häufig 
über nahezu keine sozialen Netzwerke verfü-
gen, ist der Weg zu eventuell bestehenden Be-
ratungsstrukturen deutlich erschwert. Betrof-
fene Arbeitnehmer_innen sind zusätzlich in 
vielen Fällen Drohungen von Arbeitgeberseite 
ausgesetzt, sofort entlassen zu werden, kei-
nerlei Bezahlung zu erhalten oder physischer 
Gewalt ausgesetzt zu sein, falls Kontakt mit 
Kontroll- und Ermittlungsbehörden oder Be-
ratungsstellen gesucht werden sollte.
Die Kooperation möglichst aller Akteure, die 
mit potentiell Betroffenen in Kontakt stehen 
können, ist vor diesem Hintergrund von gro-
ßer Relevanz.

Auch ist diese Kooperation für den Aufbau 
einer Unterstützungsstruktur für potentiell 
von MH/A Betroffene unerlässlich, die eine 
vorübergehende Unterbringung, einen vorü-
bergehenden Aufenthaltstitel für Betroffene 
aus Drittstaaten, zeitweilige Leistungen zur 
Erbringung des Lebensunterhalts, den Zugang 
zu Gesundheitsversorgung sowie die Unter-
stützung beim Einfordern zustehender Lohn- 
und Entschädigungsansprüche umfasst.

Die weitergehende Bestimmung dieser Ak-
teure in Brandenburg – geeignete Ansprech-
partner_innen in Kontroll- und Ermittlungs-
behörden sowie Staatsanwaltschaften, in 
für die Unterbringung potentiell Betroffener 
zuständigen Behörden, in Gewerkschaften, 
Gesundheitsämtern, dem Landesamt für Ar-
beitsschutz, der Zentralen Auslands- und 
Fachvermittlung (ZAV), den Arbeitsagenturen 
und Jobcentern, den Ausländerbehörden, in 
geeigneten Anwaltskanzleien und den bereits 
tätigen Beratungsstellen für Migrant_innen – 
ist von großer Bedeutung.

Die Sensibilisierung dieser Akteure für das 
Themenfeld MH/A und darauf folgend der 
Aufbau einer Kooperationsstruktur zwischen 
diesen ist für die Unterstützung potentiell von 
MH/A Betroffener bei der Rechtsdurchset-
zung in Brandenburg entscheidend.

Daraufhin stellt die Offenlegung dieser Ko-
operationsstruktur – in der für die Rechts-
durchsetzung in potentiellen Fällen von MH/A 
relevante Akteure in Brandenburg identifiziert 
sind – für alle Stellen, die mit potentiell be-
troffenen Arbeitnehmer_innen in Kontakt 
stehen, einen wichtigen Schritt dar.

Für den Bereich der Zusammenarbeit mit 
Ermittlungsbehörden wurden bezüglich des 
Menschenhandels zur sexuellen Ausbeutung 
in nahezu allen Bundesländern in der Ver-
gangenheit sogenannte Kooperationsverein-
barungen zwischen Fachberatungsstellen und 
der Polizei abgeschlossen.

Diese Vereinbarungen sollen zu „adäquatem 
Schutz und Hilfe für die potentiellen (Opfer)
Zeugen/-innen von Menschenhandel zum 
Zwecke der sexuellen Ausbeutung und damit 
zu einer wesentlich effektiveren Bekämp-
fung dieses Phänomens beitragen“. (BMFSFJ 
2007:  2)

Es wird jedoch betont, dass es sich „bei den 
Straftatbeständen Menschenhandel zum Zwe-
cke der sexuellen Ausbeutung (§ 232 StGB) 
und Menschenhandel zum Zwecke der Aus-
beutung der Arbeitskraft (§ 233 StGB) um 
zwei grundsätzlich unterschiedliche Krimi-
nalitätsphänomene handelt, die auch hin-
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sichtlich des Bekämpfungsansatzes (z.B. Ver-
dachtsgewinnung, Beweisführung) in weiten 
Teilen differenziert betrachtet werden müssen. 
Die Bekämpfung dieser beiden Phänomene 
erfolgt durch unterschiedliche Dienststellen 
bei der Polizei. Darüber hinaus liegen noch 
wenige Erkenntnisse zu Opferprofilen bei dem 
Phänomenbereich „Ausbeutung der Arbeits-
kraft“ vor. Auch die bisherigen Beratungs- und 
Betreuungskonzepte der Fachberatungsstellen 
müssen geändert und neu angepasst werden.“ 
(ebd.)

Dieser Prozess steht bundesweit weiterhin 
am Anfang, worauf unter anderem durch die 
Förderung des Projekts Bündnis gegen Men-
schenhandel zu Arbeitsausbeutung (BGMA) 
reagiert werden soll.

Innerhalb des Teilprojekts Brandenburg des 
BGMA wurde bereits eine Kooperation mit der 
Staatsanwaltschaft Potsdam möglich. Von Sei-
te der Staatsanwaltschaft wurde deutlich ge-
macht, dass in der Vergangenheit häufig eine 
Konzentration auf Delikte wie die Hinterzie-
hung von Versicherungsbeiträgen vorgenom-
men worden sei, mit deren Strafverfolgung 
mehr Erfahrung vorliege. Die umfangreiche 
und gezielte Informations- und Beweissamm-
lung in Fällen, die auf MH/A hinweisen und 
eine Erhöhung der Anzahl von Fällen, in de-
nen eine Ermittlung in diese Richtung erreicht 
wird, sei jedoch sehr wünschenswert. Hierfür 
sei die Schulung von Mitarbeiter_innen der 
Kontrollbehörden sowie der Staatsanwalt-
schaften und des Landeskriminalamts sowie 
deren Zusammenarbeit von Bedeutung.

Vor diesem Hintergrund wurde für die Be-
amt_innen der beiden Hauptzollämter in 
Potsdam und Frankfurt/Oder bereits eine ein-
tätige Schulung durch Projektmitarbeiterin-
nen des BGMA durchgeführt.

Im Bereich der Zusammenarbeit mit Ge-
werkschaften ist zu betonen, dass diese nicht 
ausschließlich bei der Durchsetzung zivil-
rechtlicher Ansprüche potentiell Betroffener, 
sondern auch im Bereich der nachhaltigen 
Veränderung von Arbeitsbedingungen und der 

Einflussnahme hierauf auf politischer Ebe-
ne entscheidende Kooperationspartnerinnen 
darstellen.

Die Zusammenarbeit mit Gewerkschaften 
bezüglich des Themenfelds der Arbeitsaus-
beutung von Migrant_innen bis hin zu MH/A 
stellt damit ein weiteres wichtiges Ziel inner-
halb des Aufbaus einer Kooperationsstruktur 
in Brandenburg dar.



 



 

Zusammen 
fassung

6.



42 3                          Kapitel 6 | Zusammenfassung	

Zusammenfassung

Ziel dieses Situationsberichts zu erschei-
nungsformen von arbeitsausbeutung und men-
schenhandel in brandenburg ist es, Migration 
nach Brandenburg verstärkt unter ökonomi-
schen Aspekten zu analysieren, Erscheinungs-
formen arbeitsmarktbezogener Diskriminie-
rung von Migrant_innen bis hin zu MH/A 
in Brandenburg sowie die in Brandenburg 
vorhandene Beratungs- und Unterstützungs-
struktur für Migrant_innen hinsichtlich den 
Themenfeldern Arbeitsausbeutung bis hin zu 
MH/A zu untersuchen.

Brandenburg stellt unter den am bundes-
weiten Projekt bündnis gegen menschenhan-
del zur arbeitsausbeutung teilnehmenden 
Bundesländern das einzige ostdeutsche Bun-
desland dar.

Im Vergleich zu westdeutschen Bundeslän-
dern und Stadtstaaten ist der Anteil der aus-
ländischen Bevölkerung in Brandenburg sehr 
gering. 

Allerdings besteht innerhalb dieser Gruppe, 
wie auch in anderen ostdeutschen Bundeslän-
dern, ein vergleichsweise hoher Anteil von Zu-
gewanderten mit unsicherem Aufenthaltssta-
tus in Deutschland.

In Darstellungen zur Nachfrage nach Ar-
beitsmigrant_innen in Brandenburg wird, bis 
auf Saisonarbeitskräfte innerhalb der Land-
wirtschaft, fast ausschließlich eine Nachfrage 
in qualifizierten Bereichen des Arbeitsmarkts 
beschrieben. 

Aus Expert_innen-Gesprächen zu Arbeits-
formen und –bedingungen von Migrant_in-
nen in Brandenburg geht jedoch hervor, dass 
auch in unqualifizierten Arbeitsmarktberei-
chen in Brandenburg eine Nachfrage nach 
ausländischen Arbeitskräften besteht. 

Hier spielen einerseits Grenzpendler_innen 
aus den an Brandenburg grenzenden Gebieten 
Polens eine relevante Rolle. Sie werden vor-
nehmlich in der Zeit- beziehungsweise Leih-
arbeit angestellt und sind mit den für diesen 
Arbeitsmarktbereich geltenden Arbeitsbe-
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dingungen – niedriges Lohnniveau, verlän-
gerte Probezeiten, verkürzte Kündigungsfris-
ten und flexibilisierte Arbeitszeitregelungen – 
konfrontiert. 

Bei der Arbeitsmigration aus Polen, die auch 
mit einem Wohnsitz oder länger andauern-
den Aufenthalt in Deutschland verbunden ist, 
kommt Brandenburg jedoch auf Grund der 
Arbeitsmarktlage keine besondere Rolle im 
Vergleich zu westdeutschen Bundesländern zu. 

Andererseits kommt bezüglich der Nachfrage 
in unqualifizierten Arbeitsmarktbereichen der 
Gruppe von Migrant_innen ohne verfestigten 
Aufenthaltstatus eine besondere Rolle zu. Ihre 
Vermittlung in den Arbeitsmarkt erweist sich 
als schwierig. Erschwerend wirkt sich hier der 
nachrangige Zugang zum Arbeitsmarkt, ein 
eingeschränkter Zugang zu Sprachkursen so-
wie Hürden bei der Anerkennung im Ausland 
erworbener Zertifikate aus. 

Migrant_innen mit unsicherem Aufent-
haltsstatus in Deutschland müssen zum Erhalt 
bzw. der Verstetigung eines Aufenthaltstitels 
jedoch die Erbringung des eigenen Lebensun-
terhalts durch Erwerbstätigkeit nachweisen. 

Da trotz des oftmals hohen Bildungsniveaus 
unter Zugewanderten, vor allem in ostdeut-
schen Bundesländern, eine qualifizierte Ver-
mittlung in den Arbeitsmarkt hohe Hürden 
birgt und diese zusätzlich häufig sehr lange 
andauert, folgt hieraus ein hohes Risiko für 
Migrant_innen mit unsicherem Aufenthalts-
status, ihren Aufenthalt in Deutschland durch 
Erwerbslosigkeit zu gefährden. Folglich ent-
steht ein enormer Druck, Arbeitsverhältnisse 
auch unter äußerst prekären Arbeitsbedin-
gungen einzugehen oder darin zu verbleiben.

So werden vornehmlich Tätigkeiten im 
Niedriglohnsektor des Dienstleistungsbe-
reichs – wie der Hotel-, Gebäude- und gastro-
nomischen Reinigung, der Gebäudesicherheit 
sowie dem fleischverarbeitenden Gewerbe – 
an verschiedenen Standorten in Brandenburg 
vermittelt. Häufig werden äußerst prekäre Ar-
beitsbedingungen – Kündigungen im Krank-

heitsfall, fehlender Anspruch auf bezahlte 
Urlaubstage, extrem lange Arbeitszeiten, das 
Umgehen von Mindestlohnbestimmungen, 
äußerst hohe körperliche Belastungen, rassis-
tische Diskriminierung am Arbeitsplatz – ge-
schildert. 

Auch für die Gruppe von Migrant_innen 
ohne Arbeitserlaubnis sowie die Gruppe von 
Migrant_innen ohne Aufenthaltstitel – auch 
undokumentierte Migrant_innen genannt  – 
wurden innerhalb der Expert_innen-Gesprä-
che in Brandenburg ähnliche Arbeitsformen 
und Bedingungen geschildert. Diese Grup-
pen werden demnach in bestimmten Arbeits-
marktbereichen als Arbeitnehmer_innen 
nachgefragt, bei der Durchsetzung arbeits-
rechtlicher Ansprüche besteht jedoch eine 
erhebliche Hürde, die insbesondere aus der 
Übermittlungspflicht (§ 87, Abs. 2, AufenthG) 
entsteht, die unter anderem Arbeitsgerichte 
zur Weitergabe aufenthaltsrechtlich relevan-
ter Daten an Ausländerbehörden verpflichtet. 
Kommt es zu Formen von Arbeitsausbeutung, 
wie dem Vorenthalten von Lohnzahlungen, 
die innerhalb der Expert_innen-Gespräche 
geschildert wurden, geht mit der gerichtlichen 
Durchsetzung entstandener Ansprüche eine 
erhebliche Gefährdung des Aufenthalts in 
Deutschland einher.

Aus der ökonomischen Analyse der Migration 
nach Brandenburg geht demnach hervor, dass 
auch in Brandenburg, wie in den übrigen Tei-
len Deutschlands und weltweit, Migrant_in-
nen häufig davon betroffen sind, Teil einer 
sogenannten „Unterschichtung“ des Arbeits-
markts zu werden.

Aus den beschriebenen Bedingungen, die 
sich aus der Verbindung von Aufenthalts- und 
Arbeitsformen von Migrant_innen auch in 
Brandenburg ergeben, entstehen zudem spe-
zifische Vulnerabilitäten für die Betroffenheit 
von Zwangssituationen, in Form von MH/A.

Grundlage für die Entstehung solcher 
Zwangssituationen sind meist spezifische Ab-
hängigkeitsverhältnisse. Diese entstehen bei 
Wanderarbeitnehmer_innen aus osteuropä-
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ischen Staaten häufig durch die Angewiesen-
heit auf Vermittler_innen von Arbeitsstellen 
sowie die Unterbringung beim Arbeitgeber 
und gehen mit dem Fehlen sozialer Netzwer-
ke durch den vorübergehenden Aufenthalt in 
Brandenburg einher. Auch die Angewiesen-
heit auf ein Arbeitsverhältnis für den Erhalt 
bzw. die Verstetigung eines Aufenthaltstitels 
in Deutschland sowie eingeschränkte Arbeits-
möglichkeiten durch eine fehlende Arbeits- 
oder Aufenthaltserlaubnis führen zu starken 
Abhängigkeiten von einzelnen Arbeitsverhält-
nissen oder Arbeitgeber_innen.

In Expert_innen-Gesprächen wurden auf 
dieser Grundlage Fallschilderungen aus dem 
Bausektor, der Saisonarbeit in der Landwirt-
schaft und der Gastronomie in Brandenburg 
vorgenommen, in denen Arbeitnehmer_innen 
Zwangssituationen ausgesetzt waren, die den 
Bedingungen von MH/A entsprechen. 

Ausschließlich der Bereich der Arbeit in Pri-
vathaushalten, der bei bisher bekannten Fäl-
len von MH/A in Deutschland eine hohe Rele-
vanz besitzt, scheint den geschilderten Erfah-
rungen nach in Brandenburg auf Grund einer 
niedrigen Nachfrage nicht von vergleichbarer 
Bedeutung wie in westdeutschen Bundeslän-
dern zu sein.

Allerdings bliebe hier zu untersuchen, ob 
innerhalb dieses Arbeitsbereichs auf Grund 
besonderer Hürden bei der Erreichbarkeit von 
dort tätigen Arbeitnehmerinnen bisher ein 
äußerst geringerer Kontakt zwischen derzeit 
bestehenden Beratungsstellen und Migrantin-
nen, die hier eventuell tätig werden, besteht.

Arbeitsmarktbezogene Diskriminierung von 
Migrant_innen bis hin zu extremen Ausbeu-
tungsverhältnissen in Form von MH/A besit-
zen demnach auch bei einer relativ niedrigen 
Anzahl an Migrant_innen in Brandenburg 
eine hohe Relevanz.

Eine auf Arbeitsrecht spezialisierte Bera-
tung für Migrant_innen ist bisher in Bran-
denburg jedoch noch nicht etabliert. Selbst 
die zu Arbeitsmarktintegration sowie grenz-
überschreitender Arbeitsvermittlung tätigen 

Projekte BleibNet PLUS für Brandenburg und 
Eures-T-Beratung geben an, auf Grund einer 
fehlenden Spezialisierung in diesem Bereich 
nicht tätig werden zu können.

Bei arbeitsrechtlichen Fragen wurde in der 
Vergangenheit ausschließlich an in Berlin tä-
tige (gewerkschaftliche) Fachberatungsstellen 
verwiesen, die mehrsprachige Beratung im 
Bereich Arbeitsrecht anbieten. Berater_innen 
aus nicht direkt an Berlin grenzenden Regio-
nen Brandenburgs geben jedoch an, ihre Kli-
ent_innen auf Grund eines hohen zeitlichen 
und finanziellen Aufwands nicht nach Berlin 
verweisen zu können. Zudem besitzen die 
Fachberatungsstellen in Berlin häufig kein 
Mandat für die Betreuung von Fällen aus 
Brandenburg.

Auch ging aus den Expert_innen-Gesprächen 
hervor, dass innerhalb von in Brandenburg tä-
tigen Beratungsangeboten bisher nahezu kein 
spezifisches Wissen über den Straftatbestand 
Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsaus-
beutung vorliegt, was dazu führte, dass poten-
tiell Betroffene von MH/A bisher häufig nicht 
bei der Durchsetzung zustehender Rechte und 
Ansprüche unterstützt werden konnten.

Die Sensibilisierung relevanter Akteur_innen  
in Brandenburg – auf dem Arbeitsmarkt tätige 
Kontrollbehörden, Ermittlungsbehörden, Ge-
sundheitsämter, Ausländerbehörden, Arbeits-
agenturen sowie Jobcenter, Zentrale Arbeits- 
und Fachvermittlung (ZAV), Gewerkschaf-
ten, die Integrationsbeauftragten der Land 
kreise, spezifische Beratungsangebote für Mi
grant_innen – sowie der Aufbau einer Koope-
rationsstruktur zwischen diesen Akteur_in-
nen  ist somit entscheidend für den Aufbau 
einer Unterstützungsstruktur für Betroffene 
von MH/A in Brandenburg.

Der Zusammenarbeit mit Gewerkschaften 
in Brandenburg kommt hier eine besondere 
Rolle zu, da diese nicht nur in Bezug auf die 
Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche der 
Betroffenen, sondern auch hinsichtlich der 
nachhaltigen Veränderung von Arbeitsbe-
dingungen und der Einflussnahme auf politi-
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scher Ebene entscheidende Kooperationspart- 
ner_innen darstellen. 

Kontakt zu Gewerkschaften in Brandenburg 
bestand in der Vergangenheit bisher jedoch 
ausschließlich in Fällen, in denen die speziali-
sierten Beratungsstellen in Berlin tätig wurden 
und den Kontakt zu den Einzelgewerkschaften 
in Brandenburg vermittelten. In Brandenburg 
tätige Beratungsstellen für Migrant_innen ge-
ben durchgängig an, bisher nicht in Kontakt 
mit Gewerkschaften zu stehen. 

Die Einrichtung einer auf Arbeitsrecht spezia-
lisierten Beratungsstelle, die für Migrant_in-
nen zugänglich ist, in deren Tätigkeit die Bera-
tung auf möglichst vielen Sprachen (durch die 
Mitarbeiter_innen oder den institutionalisier-
ten Kontakt zu Sprachmittler_innen) vorge-
sehen ist und die eine spezialisierte Beratung 
zu MH/A mit einbezieht, würde demnach eine 
für Brandenburg deutlich festgestellte Lücke 
ausfüllen und eine notwendige Ergänzung des 
Beratungsangebots in Brandenburg darstellen.

Potentiell von MH/A betroffene Arbeitneh-
mer_innen sind zudem in vielen Fällen Dro-
hungen von Arbeitgeberseite ausgesetzt, sofort 
entlassen zu werden, keinerlei Bezahlung zu 
erhalten oder physischer Gewalt ausgesetzt zu 
sein, falls Kontakt mit Kontroll- und Ermitt-
lungsbehörden oder Beratungsstellen gesucht 
werden sollte. Die Einrichtung eines Fachbe-
ratungsangebots, das auf Basis der individu-
ellen Situation betroffener Arbeitnehmer_in-
nen den Kontakt mit Ermittlungsbehörden in 
Verbindung mit Aussagen gegen Täter_innen 
betreuen kann, ist somit nicht ausschließlich 
für die Durchsetzung der Rechte und Ansprü-
che Betroffener, sondern zusätzlich für die 
Möglichkeit der Strafverfolgung von Täter_in-
nen von besonderer Bedeutung.
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Handlungsempfehlungen

3  �In Expert_innen-Gesprächen mit relevan-
ten Interviewpartner_innen wurde deut-
lich, dass in Brandenburg bisher nahezu 
kein spezifisches Wissen bezüglich der 
rechtlichen Fassung von MH/A und der in 
diesem Rahmen vorgesehenen Unterstüt-
zungsstruktur für potentiell Betroffene 
vorliegt.
  �p	Die Sensibilisierung relevanter Ak-
teur_innen in Brandenburg ist für die 
Einhaltung von Verpflichtungen, die für 
EU-Mitgliedsstaaten zur strafrechtlichen 
Verfolgung von Menschenhandel sowie zur 
Unterstützung Betroffener bei der Durch-
setzung ihrer Rechte bestehen, damit von 
großer Bedeutung.
  �Relevante Zielgruppen für Sensibilisie-
rungsmaßnahmen, beispielsweise in Form 
von Schulungen, sind: auf dem Arbeits-
markt tätige Kontrollbehörden, Ermitt-
lungsbehörden, das Landesamt für Arbeits-
schutz, Gesundheitsämter, Ausländerbe-
hörden, Arbeitsagenturen sowie Jobcenter, 
die Zentrale Arbeits- und Fachvermittlung 
(ZAV), Gewerkschaften, die Integrations-
beauftragten der Landkreise, spezifische 
Beratungsangebote für Migrant_innen etc.
  �p	Die oben genannten Zielgruppen stel-
len wichtige Akteur_innen für die Rechts-
durchsetzung im Bereich MH/A dar. Der 
Aufbau einer Kooperationsstruktur zwi-
schen diesen Akteur_innen bildet somit 
eine entscheidende Maßnahme für den 
Aufbau einer Unterstützungsstruktur für 
potentiell von Menschenhandel zur Ar-
beitausbeutung Betroffene in Brandenburg, 
die eine vorübergehende Unterbringung, 
einen vorübergehenden Aufenthaltstitel 
für Betroffene aus Drittstaaten, zeitweilige 
Leistungen zur Erbringung des Lebensun-
terhalts, den Zugang zu Gesundheitsver-
sorgung sowie die Unterstützung beim Ein-
fordern zustehender Lohn- und Entschädi-
gungsansprüche umfasst.

3  �Der Anteil der ausländischen Bevölkerung 
ohne gesicherten Aufenthaltsstatus ist in 
Brandenburg im Vergleich zu westdeut-
schen Bundesländern deutlich höher. Dies 
führt zu einer deutlichen Relevanz von Ar-
beitsverhältnissen von Arbeitnehmer_in-
nen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus in 
Brandenburg.
  �Für den Erhalt beziehungsweise die Verste-
tigung eines Aufenthaltstitels in Deutsch-
land muss die Sicherung des eigenen Le-
bensunterhalts durch Erwerbstätigkeit 
nachgewiesen werden. Für Migrant_innen 
ohne gesicherten Aufenthaltsstatus ent-
steht somit ein enormer Druck auch äußerst 
prekäre Arbeitverhältnisse anzunehmen 
oder darin zu verbleiben. Dies führt zudem 
zu einer besonders hohen Vulnerabilität für 
die Betroffenheit von Zwangssituationen in 
Form von MH/A innerhalb dieser Gruppe 
von Migrant_innen.
  �p	Gesetzgebende Institutionen auf 
Bundesebene sowie Institutionen in Bran-
denburg, wie Ausländerbehörden, Arbeits-
agenturen und Jobcenter, sollten auf diese 
Situation hingewiesen werden, um ggf. die 
Funktion ihrer Institution diesbezüglich zu 
untersuchen und gesetzliche sowie institu-
tionelle Änderungen herbei zu führen. Ein 
erster Schritt könnte hier die Berücksichti-
gung von Arbeitsbedingungen durch Aus-
länderbehörden bei deren Überprüfung der 
Erbringung des Lebensunterhalts durch 
Erwerbstätigkeit darstellen.

3  �Auch Formen der Arbeitsausbeutung von 
Migrant_innen ohne Arbeits- oder Aufent-
haltserlaubnis haben sich für Brandenburg 
als relevant erwiesen. Für diese Gruppe von 
Migrant_innen ist jedoch die gerichtliche 
Durchsetzung arbeitsrechtlicher Ansprü-
che durch die in Deutschland bestehende 
Übermittlungspflicht aufenthaltsrechtli-
cher Erkenntnisse an Ausländerbehörden 
(§ 87, Abs. 2, AufenthG) mit der Gefahr ih-
rer Abschiebung verbunden.
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  �p	Die bundesweite Aufhebung der im 
Aufenthaltsgesetz festgehaltenen Übermitt-
lungspflicht, um die faktische Trennung von 
Arbeitsrecht und Aufenthaltsrecht zu errei-
chen, stellt somit auch für Brandenburg ein 
relevantes politisches Ziel dar.

3  �Zwar lebt in Brandenburg, im Vergleich zu 
westdeutschen Bundesländern, eine relativ 
geringe Anzahl von Migrant_innen, es wird 
jedoch deutlich, dass Arbeitsverhältnisse 
von Migrant_innen auch in Brandenburg 
innerhalb spezifischer Sektoren des Ar-
beitsmarkts eine funktionale Rolle einneh-
men und das Themengebiet Arbeit auch für 
Migrant_innen in Brandenburg von beson-
derer Bedeutung ist.
  �Zudem gehen für Migrant_innen aus der 
Verbindung von Aufenthaltsrecht mit Ar-
beitsverhältnissen spezifische strukturelle 
Vulnerabilitäten für die Betroffenheit von 
Arbeitsausbeutung und Zwangssituationen 
in Form von MH/A hervor. Es wird deut-
lich, dass Migrant_innen in Brandenburg 
in gleichem relativem Umfang von diesen 
Phänomenen betroffen sind, wie in weite-
ren untersuchten Bundesländern.
  �Allerdings besteht in Brandenburg, im Un-
terschied zu einer Vielzahl anderer Bun-
desländer, bisher kein spezialisiertes Bera-
tungs- und Unterstützungsangebot für Mi-
grant_innen bezüglich des Arbeitsrechts.
  �Auch wurde deutlich, dass in Berlin tätige 
hierauf spezialisierte Beratungsstellen auf 
Grund eines häufig fehlenden Mandats für 
Brandenburg sowie des hohen zeitlichen 
und finanziellen Aufwands auf Seite der 
Beratungssuchenden diese Lücke für das 
Land Brandenburg nicht ausfüllen können.
  �p	Die Einrichtung eines spezialisier-
ten Beratungsangebots für Migrant_innen 
bezüglich des Arbeitsrechts, in das zudem 
eine spezialisierte Beratung zu MH/A ein-
gebettet und in dessen Tätigkeit die Bera-
tung auf möglichst vielen Sprachen (durch 
Mitarbeiter_innen oder den institutiona-
lisierten Kontakt zu Sprachmittler_innen) 

vorgesehen ist, stellt vor diesem Hinter-
grund eine notwendige Ergänzung des Be-
ratungsangebots in Brandenburg dar.

3  �Das Belangen von Täter_innen, in Verbin-
dung mit der konsequenten Durchsetzung 
von Rechten und Ansprüchen Betroffener, 
gilt im Bereich der Bekämpfung von MH/A 
als entscheidend, da auf Seite der Täter_in-
nen ansonsten hohe Gewinnsummen ent-
stehen. Die für Delikte wie Lohnwucher 
vergebenen Bußgelder, auf die in potenti-
ellen Fällen von MH/A häufig ausgewichen 
wird, stehen meist in keiner Relation zu die-
sen Gewinnen. Aussagen Betroffener sind 
für das Belangen von Täter_innen häufig 
besonders wichtig.
  �Betroffene Arbeitnehmer_innen sind je-
doch in vielen Fällen Drohungen von Ar-
beitgeberseite ausgesetzt, sofort entlassen 
zu werden, keinerlei Bezahlung zu erhalten 
oder physischer Gewalt ausgesetzt zu sein, 
falls Kontakt mit Kontroll- und Ermitt-
lungsbehörden oder Beratungsstellen ge-
sucht werden sollte.
  �p	Die Einrichtung einer Fachbera-
tungsstelle zu Arbeitsrecht – in die eine 
Beratung zu MH/A eingebettet wird – in 
der betroffene Arbeitnehmer_innen spezi-
alisiert beraten werden und die auf Basis 
deren individueller Situation den Kontakt 
mit Ermittlungsbehörden in Verbindung 
mit Aussagen gegen Täter_innen betreuen 
kann, ist demnach nicht ausschließlich für 
die Durchsetzung der Rechte und Ansprü-
che Betroffener, sondern zusätzlich für die 
Möglichkeit der Strafverfolgung von Täter_
innen im Bereich von Menschenhandel von 
besonderer Bedeutung.
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Internetquellen

Ministerium für Wirtschaft und  

Europaangelegenheiten Brandenburg

www.mwe.brandenburg.de 

Ministerium für Arbeit, Soziales,  

Frauen und Familie Brandenburg

www.masf.brandenburg.de 

Integrationsbeauftragte des  

Landes Brandenburg

www.masf.brandenburg.de/sixcms/

detail.php/bb1.c.187975.de

Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

www.statistik-berlin-brandenburg.de  

Statistisches Bundesamt

www.destatis.de 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

www.bamf.de 

Brandenburgische Landeszentra-

le für politische Bildung 

www.politische-bildung-brandenburg.de 

Polizei Brandenburg

www.internetwache.brandenburg.de



 



 

Gesprächs 
Partner_Innen

9.



56 3                          Kapitel 9 | Gesprächspartner_innen	

Institution Name Art Datum

1
Überregionale 
Flüchtlingsberatung
Frankfurt/Oder

M. Wojtas persönliches IV 8.11.2012

2
Beratungsbüro für 
Entsandte Beschäftigte
Berlin

B. Wagner
persönliches IV

13.11.2012

3
Beratungsbüro 
„Faire Mobilität“ Berlin

S. Timm		
	

persönliches IV 13.11.2012

4
Bollmann & Partner 
Frankfurt/Oder

A. Bollmann	 persönliches IV
14.11.2012

5
Beratungsbüro für 
Entsandte Beschäftigte 
Berlin

M. Fijarczyk	 persönliches IV
15.11.2012

6
Kommunale Integrations
beauftragte 
Landkreis Barnim

M. Böttger telefonisches IV 20.11.2012

7
Opferperspektive e.V. 
Potsdam

N. Hitzel-Abdelhamid telefonisches IV 21.11.2012

8
Kirchenkreis Oranienburg	
Hennigsdorf

S. Tetzlaff telefonisches IV 23.11.2012

9
BleibNet PLUS für Branden-
burg Finsterwalde

A. Jahn	 persönliches IV 27.11.2012

10
BleibNet PLUS für Branden-
burg Potsdam/Uckermark

M. Rau	
D. Lindenberg

persönliches IV 03.12.2012

11
Überregionale 
Flüchtlingsberatung
Eberswalde

H. Hildebrand	 telefonisches IV 04.12.2012

12
IG BAU Berlin- 
Brandenburg	

B. Kaiser persönliches IV 06.12.2012

13

Finanzdirektion Mitte 
Hauptzollämter Potsdam 
und Frankfurt/Oder 
(Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit)

8 Mitarbeiter_innen persönliches IV 19.12.2012

14

In Via	
Koordinations- und Bera-
tungsstelle für Frauen, 
die von Menschenhandel 
betroffen sind,
Königs-Wusterhausen

M. Muresan 
B. Errit	
Z. Horvath

persönliches IV 12.02.2013

15 Women in Exile	 anonym persönliches IV 23.02.2013

Gesprächspartner_innen
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Institution Name Art Datum

16
BleibNet PLUS für 
Brandenburg Fürstenwalde

T. Thieme 
K. Kalkowski	

persönliches IV 27.2.2013

17
Refugees Emancipation e.V.	
Potsdam

C. Eben	 persönliches IV 27.2.2013

18 Song Hong e.V. Potsdam H. Blum	 telefonisches IV 04.03.2013

19
Rechtsanwaltskanzlei 
Welke

B. Welke telefonisches IV 04.03.2013

20
DGB Region 
Ostbrandenburg

O. Himmel telefonisches IV 05.03.2013

21
DGB Region 
Südbrandenburg-Lausitz

L. Judith telefonisches IV 05.03.2013

22
DGB Region 
Mark Brandenburg

A. Berger telefonisches IV 06.03.2013

23
Eures-T – Beratung Agen-
tur für Arbeit Frankfurt/
Oder

R. Gebhardt-Hille telefonisches IV 06.03.2013

24
AK – undokumentierte 
Arbeit Berlin

A. Basten telefonisches IV 12.03.2013

25 AOK Nordost M. Rydzewski	 telefonisches IV 18.03.2013
26 IG Metall Ludwigsfelde H. von Schuckmann telefonisches IV 19.03.2013

27
Migrations- und	
Integrationsrat Land  
Brandenburg e.V. Bernau

D.Sandler telefonisches IV 20.03.2013

28
Deutsch-Polnisches 
Verbraucher-Informations-
zentrum

K. Trietz telefonisches IV 21.03.2013

29
IG BAU  
Berlin - Brandenburg

M. Bormann telefonisches IV 25.03.2013

30
Seelsorge in Abschiebehaft
Eisenhüttenstadt

D. Plum	
B. Fricke

telefonisches IV
telefonisches IV

25.03.2013
26.03.2013

31 ver.di Bezirk Frankfurt/Oder F. Ploß	 telefonisches IV 08.04.2013



Kontakt

3	Koordinationsstelle
	A rbeit und Leben Berlin e.V.
	 Dr. Philipp Schwertmann (Koordination)
	 Keithstraße 1/3
	 10 787 Berlin
	 schwertmann@berlin.arbeitundleben.de
	 030 / 23607360

3	Teilprojekt Brandenburg
	 DGB Bezirk Berlin-Brandenburg 
	 Keithstraße 1/3
	 10 787 Berlin

	I ldikó Pallmann (Projektleitung) 
	 ildiko.pallmann@dgb.de
	 030 / 21240213

	�R uxandra Icobescu (Beratung für 
Betroffene von Menschenhan-
del zur Arbeitsausbeutung)

	 ruxandra.icobescu@dgb.de
	 030 / 21240214



 

Hrsg:
Bündnis gegen Menschenhandel 
zur Arbeitsausbeutung

Design und Satz:
www.bildargumente.de

Titelbild:
istockphoto

Berlin, April 2013



 

Gefördert durch:

Im »Bündnis gegen Menschenhandel zur Arbeitsaus
beutung« haben sich Arbeit und Leben Berlin e.V.,  
der DGB Berlin/Brandenburg, die Migrationsdienste der 
Diakonie Wuppertal und das Ministerium für Integration, 
Familie, Kinder, Jugend und Frauen des Landes  
Rheinland-Pfalz mit der International Labour Organization/
ILO und der International Organization for Migration/
IOM zusammengeschlossen. Gemeinsam verfolgen die 
Bündnispartner das Ziel bundeslandspezifische Strukturen 
zur Bekämpfung des Menschenhandels zum Zweck  
der Arbeitsausbeutung und zur Unterstützung Betroffener 
zu schaffen. Besonders Migrantinnen und Migranten 
sind von Diskriminierung und Ausbeutung auf dem 
Arbeitsmarkt betroffen. Deshalb werden Beratungs- und 
Unterstützungsstrukturen für Personen geschaffen,  
die von Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung gefährdet 
oder betroffen sind. In Schulungen werden Akteure für  
das Thema und die Bedürfnisse Betroffener sensibilisiert. 


